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Im Zusammenhang mit den religiösen Kämpfen im Zeitalter der 
Reformation, namentlich im 16. und 17. Jahrhundert haben wiederholte 
Zu- und Abwanderungen ganzer Einwohnergruppen stattgefunden, welche 
für eine Reihe nieder- und westdeutscher Städte, insbesondere für 
Hamburg, Bremen, Köln, Frankfurt a. M. und Aachen, bedeutsam 
geworden sind. Für die rheinische Handelsmetropole nimmt nach Zeit 
und Umfang die niederländische Einwanderung während der Jahre 
1567 — 1600 die erste Stelle ein. 

Der Strom der Einwanderung wandte sich naturgemäss dem Cen- 
trum des rheinischen Wirtschaftslebens zu und wurde für Köln in 
doppelter Hinsicht von Bedeutung. Zwei specifische Einwandererge- 
meinden, die französische und niederländische, verdanken ihr die Ent- 
stehung, während zugleich Handel und Gewerbe durch sie den kräftigsten 
Impuls erhielten. Letzteres, das in diesem Zusammenhänge vor allem 
interessiert, wird durch die Nachrichten bezeugt, die auf einen plötz- 
lichen erheblichen Zustrom von Geld und damit auf dessen Entwertung 
hinweisen; Steigerung der Preise für Lebensmittel erfolgte, Erhöhung der 
Mieten, die infolge der starken Nachfrage um mehr als das Doppelte 
stiegen. Die Zahl der Emigranten aus den Niederlanden muss, um 
die erwähnten Erscheinungen hervorzurulcii, bedeutend gewesen sein; 
die Schätzungen des Kölner Jesuiten Rhetius, der sie „ad duo milia“ 
veranschlagt, dürften kaum übertrieben sein *). Aber nicht lange haben 
sich diese Niederländer in Köln eines ungestörten Aufenthaltes erfreut; 
schon nach einigen Jahren mussten sie der Opposition feindlicher Fak- 
toren, an deren Spitze der energische Rhetius ! ) stand, weichen. Ihm 
war es gelungen, auch den aus wirtschaftlichen Gründen zögernden 
Rat mit sich fortzureissen. Er kündigte durch das Edikt vom 
21. Juli 1570 den Emigranten das Gastrecht. Anfangs sorgte er auch 
für strikte Befolgung seiner Bestimmungen 3 ), aber bald trat ein Rück- 

*) Rheinische Akten zur Geschichte des Jesuitenordens 1542 — 1582, 
bearbeitet von J. Hansen, Bonn 1896, S. 607. 

*) Über ihn und seine Tätigkeit: B. Dubr, Geschichte der Jesuiten 
in den Ländern deutscher Zunge, Freiburg i. B. 1907, 8. 755 ff. 

•) Hansen a. a. 0. S. 617, 618 ff. 
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schlag ein. Es folgte Ermattung, dann fast völliger Stillstand 4 ), so 
dass das protestantische Element von neuem erstarken konnte. Die 
hohe Zahl der Taufen 8 ), die wir aus den Taufbüchern der evangelischen 
Gemeinden verfolgen können, weist auf eine steigende Einwanderung 
von Protestanten hin, ohne dass der Stadtrat sich zu Gegenmassregeln 
verstanden hätte. Die Zeit von 1580 — 1610 bedeutete für den Kölner 
Protestantismus eine Zeit der Blüte. 

Seitdem aber tritt wieder eine scharfe Wendung ein ; der Rat 
hat sich zu einem völligen Frontwechsel veranlasst gesehen. Es hängt 
das zweifellos mit den grossen Fragen der Reichspolitik zusammen. 
Soeben war der Versuch, durch Protestantisierung Aachens einen Keil 
in das Gefüge der katholischen Mächte am Niederrhein zu treiben, 
misslungen 6 ). Die Vorgänge in Aachen, sowie die Streitigkeiten, welche 
seit dem Tode des letzten Herzogs von Jülich entbrannten, verfehlten 
ihre Wirkung auf den Stadtrat nicht, er nahm jetzt ernstlich die Ver- 
folgung der Evangelischen auf, indem er mit aller Schärfe das Recht 
des Religionsbannes zur Anwendung brachte, unbekümmert um alle 
wirtschaftlichen Nachteile. Diesmal haben sich auch die ausführenden 
Behörden mit Eifer der Sache angenommen, und die Folge war ein 
schnelles und stetiges Abnehmen der Zahl der Protestanten 7 ) ; sie 
haben sich unter dem alten Regimentc nie wieder von diesem Schlage 
erholen können. 

Die folgenden Jahre, das Zeitalter des 30jährigen Krieges, 
bedeuten vollends den Tiefstand des erschütterten Kölner Protestan- 
tismus. Langsam hob sich dann in den beiden letzten Jahrzehnten des 
17. Jahrhunderts die Stadt wieder und mit ihr die Reste der ehedem so 
blühenden Gemeinden. Die Einwanderung, welche seit 1660 dadurch 
ihre besondere Signatur empfing, dass der Senat nur reiche Protestanten 
zuliess 8 ), ist zwar zahlenmässig gering gewesen. Die Folgen dieser 
engherzigen Politik sollten sich jedoch bald zeigen ; denn in kurzer 
Zeit bildeten die Einwanderer eine gefährliche wirtschaftliche Macht. 

4 ) Moriz Ritter, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenreformation 
und des 30jährigcn Krieges, Stuttgart 1889 ; Bd. I, 660 f. 

*) Im Taufbuch der niederländisch-reformierten Gemeinde zähle ich 
für die Jahre 1595 — 1600 z. B. an Taufen: 40, 41, 34, 31, 45, 41. Im 
Kölner Stadtarchiv Nr. 223, 224. 

•) M. Ritter a. a. O. II, 401 ff. 

*) Für die Zeit von 1615 — 1620, das sind nur 20 Jahre später wie oben, 
verzeichnet dasselbe niederländische Taufbuch an Taufen : 15, 14, 10, 9, 12, 8. 

*) Ratsprotokolle 107, 136, citiert als : Rp. 
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Dieses Moment, sowie die Tatsache, dass Kölns Absatz sich fast aus- 
schliesslich nach rein protestantischen Gebieten richtete, wirkten zusammen, 
um ihre Konkurrenz zu einer latenten Gefahr für die eingesessenen 
katholischen Kaufleute zu machen. In dieser Not griff der Rat, 
gedrängt von der bedrohten Kaufmannschaft, zu dem alten Mittel. Er 
zwang, von seinem Religionsbanne Gebrauch machend, die ausschliess- 
lich handeltreibende protestantische Bevölkerung wieder durch Gesetze, 
die deren Existenz zum mindesten gefährdeten, zur Auswanderung. 
Wieder hatte die Massregel den beabsichtigten Erfolg, eine grössere 
Anzahl evangelischer Kaufleute verliess Köln; abermals kam die Emi- 
gration den Nachbargebieten zu gute; diesmal in erster Linie der alten 
Konkurrentin rheinab, der Freiheit Mülheim, wohin sich die leistungs- 
fälligsten Elemente der Emigranten begaben. 

Als die Kölner Evangelischen im Jahre 1714 dort ankamen, 
war Mülheim in jeder Beziehung von untergeordneter Bedeutung. Und 
doch hatte es eine reich bewegte Geschichte hinter sich 8 ). Wir finden 
den Ort seit dem 12. Jahrhundert öfter erwähnt. Hier besassen das Kölner 
Domstift, S. Pantaleon in Köln, sowie das Kloster Altenberg, die berühmte 
Stiftung der bergischen Grafen, Hofgüter 10 ). Im 1 3. Jahrhundert war 
Mülheim bereits Durchgangsort. für den Verkehr nach dem bergischen 
Lande von Köln aus; die Rheinfähre besass das Kloster Altenberg u ). 
Seitdem datierte das Bestreben der Grafen von Berg, Mülheim zu einem 
befestigten Stapel- und Handelsplatz zu machen, wogegen natürlich Köln 
sich aus allen Kräften wehrte. Adolf v. Berg musste den festen Turm, 
den er dort errichtet hatte, auf das Betreiben des Kölner Erzbischofs 
Siegfried von Westerburg hin niederlegen 12 ). Im Jahre 1286 ver- 
pflichtete er sich der Stadt Köln gegenüber, zwischen Zündorf (ober- 
halb Köln) und Monheim (unterhalb) niemals eine Veste zu erbauen, 
ein Vertrag, der für Köln in der Folge die rechtliche Basis gebildet 
hat, eine Befestigung Mülheims dauernd zu verhindern 1S ). Schon 1322 
haben die Grafen von Berg dem Flecken Handelsprivilegien und städtische 

*) Eine zusammenfassende Darstellung der Geschichte von Mülheim 
am Rhein gibt es nicht. Wir stützen uns für die erste Zeit auf die knappen 
Angaben bei P. Giemen, Die Kunstdenkmäler der Rheinprovinz. Düsseldorf 
1891 ff. Bd. V, II, S. 108. 

10 ) Th. J. Lacorablet, Urkuudenlmch für die Geschichte des Nieder- 
rheins. 4 Bde. Düsseldorf 1840—1858. I. Nr. 338, 388, 423. 

u ) Lacomblet I, Nr. 586. 

”) Koelhoffsche Chronik, in: Chroniken der deutschen Städte Bd. XIII, 645. 

>*) Lacomblet II, Nr, 820. 
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Rechte verliehen u ), am Ende desselben Jahrhundert errichteten sie dort 
einen Zoll. Fast gleichzeitig hoben auch wieder Versuche an, den Ort zu 
befestigen, 1414 wird der Mauerbau tatsächlich erwähnt; aber in 
dreijährigem Streite wusste Köln von Kaiser Siegmund die Niederlegung 
des angefangenen Befestigungswerkes zu erwirken 14 ). Doch wurde 1588 
der Versuch wiederholt 16 ), abermals protestierte Köln dagegen, ein 
Jahr später wurde der Weiterbau untersagt. 

Eine neue Wendung aber nahmen alle diese Verhältnisse im 
Jahre 1610. Damals wurde der Name Mülheims im Zusammenhänge 
mit der Jülieh-Clevischen Erbfolgefrage weit über die Grenzen des 
deutschen Reiches hinaus genannt 17 ). Wiederum trug aber Köln den 
Sieg davon. Die possidierenden Fürsten, Pfalzgraf Wolfgang Wilhelm 
und Johann Sigismund von Brandenburg wurden zur Schleifung der 
angefangenen Festungsbauten gezwungen, womit zugleich deren Projekt, 
Mülheim zu einem Markte für die nächste Umgebung und den weiteren 
Verkehr nach den Niederlanden zu erheben, gescheitert war. Seitdem 
war die „Freiheit“, trotz ihrer wirtschaftlich so überaus günstigen 
Lage, ein unbedeutender Ort geblieben; der Antagonismus Kölns hatte 
sie nicht aufkotnmen lassen, und wachte auch in der Folge ängstlich 
darüber, dass von dieser Seite her eine Konkurrenz nicht erwachsen 
konnte. Zwar bestanden dort einige Märkte 16 ), aber sie waren von 
rein örtlicher Bedeutung und sind zu keiner Blüte gelangt, ja zu Beginn 
des 18. Jahrhunderts waren sie so heruntergekommen, dass auf eine An- 
frage aus dem kurfürstlichen Kabinett in Düsseldorf über die dortigen 
Jahr- und Wochenmärkte die Mülheimer Behörde antwortete, diese würden 
zwar noch abgehalten, „selbige aber nacbgehends dergestalt in abgang 
geraten, dass bei jetziger zeit gar keine waaren hierselbst aufgesetzt 
werden, viel weniger einige kaufleute sich einlinden“ 19 ). Sonst hätten 
wohl „einige leinentuchskrämer aus dero amt Bornnfelt und mit der 

**) Lacomblet III, Nr. 189. 

'») Lacomblet IV, Nr. 97, 99. 

*“) Heinr. Sehafstaedt, Die Festung Mülheim a. Rb. zu Ende des 16. 
und zu Beginn des 17. Jahrhunderts Mülheim 1899. Gymnasialprogramm. 

lr ) Vgl. M. Ritter a. a. O. II, 403 f., sowie die Darstellung hei Sehafstaedt. 

,e ) Mülheim Stadtarchiv, Heft I. Errichtung von drei Jahrmärkten 
1653 ; schon früher hatte ein Ueifenmarkt bestanden, der aber so zurückge- 
gangen war, dass er nach Deutz verlegt wurde; ihn erneuert Ilorzog Wil- 
helm IV. 1571, Juli 27. Mülheim Stadtarchiv Heft I, gedruckt bei Scliaf- 
staedt a. a. 0. S. 25 f. 

'•) Mülheim Stadtarchiv Heft I. 1710, April 6. 
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eilen das tuch verkauft“, auch fanden sich „zuweilen“ Krämer „mit 
verschiedenen geringschätzigen waaren aus Köln dahier ein“. 

Und doch war es kein Zufall gewesen, wenn die „Possidierenden“ 
gerade Mtilheim zum Objekt ihrer Pläne erkoren und durch Privilegien 20 ) 
dieser Neugründung aufzuhelfcn suchten ; denn zu Lande und zu Wasser 
konnte der Flecken grosse Bedeutung erlangen, da er ein Hinterland 
hatte, das mit seinen mineralischen Schätzen schon damals weit berühmt 
war, in seiner Rheinlage aber ziemlich die Mitte der niederrheinisch- 
bergisehen Ortschaften hielt und auch so eine grosse Zukunft versprach. 

Deshalb hatte die jülich - bergische Regierung den Gedanken, 
bei Gelegenheit die alten Pläne wieder aufzunehmen, nie ganz fallen 
lassen. Noch im Jahre 1700 verordnete der Kurfürst Johann Wilhelm 
z. B. die Einrichtung einer fliegenden Brücke 2l ). Aber diese Bestre- 
bungen blieben nur Ansätze und Versuche ; denn der reale Hinter- 
grund, die wirtschaftliche Bedeutung des Ortes selbst fehlte, und so 
verliefen sie im Sande, ohne die bestehenden Verhältnisse zu ändern. 
Nicht von aussen her, sondern von innen heraus musste Mülheim umge- 
staltet werden, wenn es sich zu wirklicher Bedeutung emporschwingen 
sollte; es musste erst selbst einen wirtschaftlichen Wert erhalten, um 
so die Grundlage zu weiteren Fortschritten zu schaffen, trotz der Nähe 
der mächtigen Zentrale von Westdeutschland. 

So war die Lage, als in den ersten Tagen des Monats Mai 1714 
beim kurfürstlichen Kabinett der jülich-bergiscben Regierung in Düssel- 
dorf ein Schreiben protestantischer Kaufleute aus Köln einlief, worin 
sie unter Aufstellung ihrer Bedingungen die Absicht kund taten, mit 
ihren Familien, ihrem Gesinde und allen Handelsverbindungen nach Mülheim 
überzusiedeln. Bereits am 5. Mai wurde das Schreiben von der kur- 
fürstlichen Kammer an „die gülicli und bergische kanzler, vicekanzler 
und geheime rate“ gesandt, mit dem Befehl, „mit Zuziehung dero 
hiesigen policei und commercienrats darüber längst inner den nächsten 
drei tagen“ 2S ) Bericht zu erstatten.“ Es waren neun Kaufleute, welche 
um Aufnahme als Bürger in den jülich-bergiscben Staatsverband baten 23 ): 
Daniel Noel, Christoph Andreae, Gothard Mühling. Rotger Platzmann, 
Dietrich Köster, Johann Stock, Dietrich Viebahn. Heinrich Bröckelmann 

so ) Gedruckt bei Schafstaedt a. a. 0. S. 26 ff. 

41 ) Mülheim Stadtarchiv Heft I. 1700. Febr. 13. 

,s ) Jülich-Berg, Handel und Gewerbe (Nr. 1, vol. Va, 25 im Düssel- 
dorfer Staatsarchiv. Citiert als: D. A. 

*») D. A. I, Va, 39. 
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und Caspar Henrich Bröckelmann : „kauf- und handelsleute der reichs- 
stadt Köln.“ 

Unter den genannten sind wir am besten unterrichtet über 
Christoph Andreae 21 ). Die Andreae gehörten nicht zu den alten Kölner 
protestantischen Kaufmannsfamilien, sie sind erst gegen Ende des 17. Jahr- 
hunderts dorthin gekommen. Aber es befanden sich unter den Auswanderern 
auch ältere Familien. Dazu gehörte z. B. die Familie Noel 25 ); Daniel 
war der Schwager von Andreae 26 ). Noch weiter reichen die Mühlings 
zurück, die wahrscheinlich holländischen Ursprungs sind, sie werden im 
niederländischen Taufbuch bereits 1641 erwähnt 27 ). Der oben genannte 
Gothard Mühling ist 1707 in die deutsch-reformierte Gemeinde überge- 
treten 28 ). Alle übrigen waren erst in den beiden letzten Jahrzehnten nach 
Köln gekommen; so verheiratete sich Köster am 17. April 1703 mit Anna 
Johanna de Weiler 29 ), deren Schwester Maria Elisabeth sich am 11. Aug. 
1704 mit Gotthard Mühling vermählte 80 ). Joh Stock ehelichte am 
7. Nov. 1708 Anna Marg. Haardt 31 ); für die beiden letzteren sind 
die angegebenen Jahreszahlen die ältesten Erwähnungen, sie sind wohl 
nicht vor 1700 nach Köln gekommen ; von den übrigen dagegen melden 
die Quellen uns nichts Näheres. Wie sich aus den obigen Bemerkungen 
ergibt, gehörten Andreae und Noel der lutherischen, die anderen den 
reformierten Gemeinden an. 

Wann die Emigranten den Entschluss zur Auswanderung gefasst 
haben, ist nicht genau bekannt. Jedenfalls bestand wohl anfangs die 
Absicht, in Köln auszuharren ; denn noch in einer Bittschrift vom 6. Juli 

**) Beiträge zur Genealogie und Geschichte der Familien Andreae, von 
W. Andreae Köln 1902. Heft I — 111. Über Christoph siehe: a. a. 0. III, 21- 
Leider ist die Darstellung für ihn nicht erschöpfend, indem seine reiche 
Tätigkeit in der Kölner lutherischen Gemeinde nicht genügend berück- 
sichtigtist. Siehe : Protocollum commnnitatis evangelicae ecclesiae colon. im 
evang. Gemeindearchiv ; citiert als: E. G. ; dort finden sich auch noch einige 
Originalbriefe von ihm aus den Jahren 1715—18. Abteilung VIII, Nr. 6. 

2S ) Nach den Trauregistern vermählt sich am 12. Januar 1661 der Sohn 
von Nie. Noel und seiner Frau, Francina geh. van der Burcht, zu Mülheim 
mit Maria Bex. Er wird der Vater Daniels gewesen sein. 

J “) Familiengeschichte der Andreae a. a. 0. III, 21. 

*’) Die schon 1627 auftauchende Familie Mühling, die deutsch-reformiert 
ist, scheint mit der niederländischen verwandt zu sein. Siehe : deutsch.-refor- 
miertes Taufbuch. 

>s ) E. G. Abteilung VIII, Nr. 1; Februar 28. 

*•) deutsch-reformiertes Trauliuch. 

••) ibid. — **) ibid. 
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1712 finden wir unter den Unterzeichnern: Andreae, Noel, Stock, 
Köster, Mühlins? ss ); Noel befindet sich auch noch unter den Supplikanten 
vom 6. Dec. 1712, während das Gutachten vom 29. März 1714 nur 
noch Köster und Mühling unterschrieben haben M ). Wahrscheinlich 
haben sie während der Monate März und April 1714 beschlossen, Köln 
zu verlassen. 

Die Wahl eines neuen Wohnortes war diesmal nicht schwer. 
Die „Freiheit“ Mülheim am Rhein leistete alles, was man verlangen 
konnte. Auf dem Gebiete des Handels hatte es ähnliche natürliche 
Bedingungen wie Köln und lag, was besonders angenehm sein musste, 
dem alten Handelszentrum ganz nah ; endlich aber erfreute man sich dort, 
was wohl in erster Linie entscheidend gewesen war. voller Glaubens- 
freiheit, sodass die Zustände, welche den Kölner Boden verleidet hatten, 
sich dort nicht wiederholen konnten. Denn die Protestanten von Mül- 
heim genossen dank der Rivalität zweier mächtiger Fürstenhäuser in 
der jülichschen Erbfolgefrage völlige Religionsfreiheit, die ihnen im 
Dortmunder Vertrag vom 10. Juni 1609 verbrieft worden war. Darin 
hatten die beiden Fürsten versprochen, die katholische und die „andere 
christliche religion“, wie im Reich, also auch in diesen Landen in öffent- 
licher Übung „kontinuieren, manutenieren und zulassen“ M ) zu wollen. 
Daraufhin wurde auch in Mülheim alsbald protestantischer Gottesdienst 
eingerichtet, nachdem die I’ossidierenden die Erlaubnis dazu auf Grund 
ihrer Zusicherungen gegeben hatten 3ä ) Seitdem hat dort für die Pro- 
testanten völlige Freiheit in religiöser Beziehung bestanden. Auch 
durch den pfälzischen Konfessionswechsel und den Übergang der Lande 
an das katholische Herrscherhaus ist das nicht geändert worden 36 ). 
Die Verbindung der Gemeinden in Köln und Mülheim ist dann im 
Laufe der Zeiten enger geworden, und so mochte bei den vielfachen 
Beziehungen, unter deneu die religiösen zweifellos die stärksten waren, 
den Auswandernden Mülheim als das beste Ziel erscheinen. Anderer- 
seits deckten sich ihre Wünsche mit denen der pfälzischen Regierung, 
sodass nicht zu verwundern ist, wenn letztere das Anerbieten mit 

**) Stadtarchiv Köln, Konvolut über die auf dem Reichstag von 1718 
von protestantischer Seite gegen den Kölner Rat geführten Beschwerden. 
Citiert als: Beisasscnverhandlungen. Beisassenverhandlungen: 12. 

**) Beisassenverhandlungen : 20. 

**) Ritter a. a. 0. II, 289. 

* 5 ) Urkunde im E. G. vom 3. December 1610. Abteilung VIII, 1. 

**) Vgl. im einzelnen: Ritter a. a. 0. II, 283 ff. 
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Freuden aufgriff, zumal die Forderungen, von denen die Kaufleute ihre 
Aufnahme abhängig gemacht hatten, nicht zu hoch waren 37 ). 

Sie hatten dieselben zusammen mit ihrer Bitte um Aufnahme 
eingereicht und in vier Punkten kurz formuliert. Als Grund ihrer 
Auswanderung gaben sie Behinderung von Spedition und Kommission 
von Gütern an, worauf sie verlangten: 1) der Kurfürst möge ihnen 
Freiheit von allen bürgerlichen Lasten geben auf eine noch näher zu 
bestimmende Zahl von Jahren; 2) ihnen wegen des „freien abzugs“ 
aus Köln beistehen, „freie handlung“ innerhalb und ausserhalb Kölns 
gewähren, „wann man die rechten und Schuldigkeit davon abtraget“, 
und zwar „ohne dass dasiger magistratus churpfälzische bürger oder 
Untertanen an einige leges, so sie den evangelischen einwohnern vor- 
schreiben, binden und ein oder anderes verbieten oder arrestiren 
könnten“ ; 4) endlich fragen sie an, ob nicht die Mülheimer Bürger 
sowie die pfälzischen Untertanen überhaupt alle Köln passierenden 
Waren den Rhein frei auf und ab transportiren dürften, ohne dass 
seitens der städtischen Regierung „molestien und arresten“ zu befürchten 
seien 38 ). 

In diesen Aufnahmebedingungen lag eine Fülle von Keimen zu 
Verwickelungen, das konnte der jülich-bergischen Regierung nicht ver- 
borgen sein. Denn bei den damaligen so wenig geklärten Ansprüchen 
auf dem Gebiete des Handels und Verkehrs konnten, sobald eins der 
zahlreichen rheinischen Territorien etwas unternahm, was Uber den 
Rahmen des Hergebrachten hinausging, Konflikte gar nicht ausbleiben. 

* r ) Kg ist anzunehmen, dass die Mülheimer Emigranten nicht die 
einzigen gewesen sind, die damals Köln verliessen. Aus den Konsistorialproto- 
kollen ergibt sich, dass z. B. die deiitsch-reforinierte Gemeinde 1677 in vier 
Quartiere eingeteilt war, während es 1709 noch drei waren, mit 29 Mit- 
gliedern; 1711 zählen wir 81, 1715 26, 1718 nur noch 24 Mitglieder. E. G* 
A h 6. Direkten Bezug auf die Auswanderung nimmt das l’rot. comm. a. a. 
O. 52 ff., wo es heisst, dass infolge der neuen Batsgesetze mehrere Gläubige 
bereits abgezogen seien „auch etwa noch ein mehrerer ahgang der evangeli- 
schen und glieder an Cölnischer seiten zu befahren“. Ebendort wird S. 62 
berichtet, es seien infolge der Emigration zwei Stellen von Ältesten vakant 
geworden ; nur eine wird wieder besetzt. Einen direkten Beweis dafür, dass 
sich damals Protestanten aus Köln noch anderswohin gewandt haben müssen, 
finden wir in der pfälzischen Deduktion gegen das Kölner Stapelrecht, wo 
es heisst, dass durch die Katsgesetze „ihrer viele bewogen“ seien „zu emi- 
grieren und anderwerten schütz zu suchen, inmassen dass einige sich nach 
Frankfurt und anderwerts hin begeben haben“. I). A. I. V b, 267. 

••) I). A. I. Va, 25 ff. 
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Deshalb hatte der bergische Kommerzienrat auch keine Veranlassung, 
das Aufnahmegesuch, wie die kurfürstliche Kabinettsordre befahl, in 
drei Tagen zu erledigen, sondern er nahm erst am 14. Mai die Ange- 
legenheit in die Hand und zwar ohne sich zu sämtlichen Punkten ent- 
scheidend zu erklären. Nur die zweite der oben genannten Forderungen 
behandelte er eingehender **), aber ohne auch hier zunächst einen definitiven 
Entschluss zu fassen, indem er meinte, dass der Kurfürst dem Begehren 
nur insoweit entsprechen könne „als viel solches rechtlich behauptet 
werden könnte“, darin allerdings werde er die Kaufleute „gnädigst 
und kräftigst manutenieren.“ Dennoch kam am selben Tage in einer 
zweiten Sitzung noch ein Beschluss über die sämtlichen vorgelegten 
Punkte zu stände 40 ). Freilich war es im Augenblicke unmöglich, für 
die Kaufleute eine voll befriedigende Erklärung abzugeben, dazu war 
die ganze Frage zu wichtig und eventuell zu folgenschwer, es schien 
klug, zunächst tastend mit der grössten Vorsicht vorzugehen. Anderer- 
seits aber war man gewillt, bei der Erinnerung an alte Pläne und 
Wünsche, sich die günstige Gelegenheit, sie wieder aufzunehraen, diesmal 
nicht entgehen zu lassen ; und so gab die Regierung denn ein Gut- 
achten ab, welches einerseits nicht verhehlte, dass noch über manches 
Klarheit geschaffen werden müsse, ehe zu durchgreifenden Massregeln 
gegriffen werden könne, dann aber den guten Willen und die Absicht, 
auf das kräftigste für eine glückliche Lösung der schwebenden Fragen 
tätig zu sein, nicht verbarg. 

Die erste der Forderungen wurde durchaus bejahend beantwortet, 
da Privilegien und Exemtionen dem Lande nur Segen gebracht hätten 
„pro praesenti als futuro“ 41 ); doch war vorausznsehen, dass die 
Regierung ohne genaue Kenntnis von Handelsart und Erwerbszweigen 
der Supplikanten, sowie der Wünsche betreffs der Zahl der Jahre, auf 
die sie diese Privilegien beanspruchen würden, keine definitive Ent- 
scheidung geben konnte, weshalb um genauere Information darüber 
gebeten wurde. Weit bedenklicher war es, die zweite Frage direkt 
bejahend zu beantworten ; und wenn die jülich-bergische Landesregierung 
es tat, so bezeugt das, wie sehr ihr die Zuwanderung genehm war 
und wie sie alles daran setzte, die Kölner Kaufleute nach Mülheim zu 
verpflanzen; denn wir werden sehen, welche Fülle von Verwickelungen 
gerade die Frage über den Abzug und die in einem soleken Falle von 

3 ») D. A. I. Va, 28. 

40 ) D. A. T. Va, 30 ff. 

*•) D. A. I. Va, 30. 
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der Stadt verlangte Steuer, den sog. 10. und 20. Pfennig, liervorrufen 
sollte. Schon bei der Begründung, weshalb der Kurfürst auch diesen 
Punkt „affirmative“ beantworten solle, spielt die Erwägung, ob die Stadt 
Köln zur Erhebung der Abzugssteuer ein Recht habe, eine grosse Rolle. 
Durch eine ganze Reihe von Verträgen und Abmachungen, die z. T. bis in 
die erste Hälfte des 16. Jahrhunderts 4 *) zurückreichen, begründet man, 
dass Köln die Steuer von jülich-bergischen Untertanen nicht erheben könne, 
und dass der Kurfürst, falls den Supplikanten derartiges zugemutet 
werden sollte, sie schützen werde. Noch tiefere Folgen Hess natürlich 
der dritte Punkt erwarten, das musste den Räten bei der Stimmung, die 
im Rat, bei Bürger- und Kaufmannschaft in Köln gegen die Protestanten 
herrschte, bekannt sein. Aber auch hier zögerte sie nicht, sich in 
einem den Emigranten günstigen Sinne zu erklären. Zweifellos konnte 
man sich auf die noch im Münsterschen Friedensschluss aufgestellten 
Satzungen berufen, wonach es verboten war, jemanden der Religion 
halber Schwierigkeiten zu machen. Weiter aber stützten sich die pfäl- 
zischen Räte auf ein Abkommen von 1476 zwischen Herzog Wilhelm 
und der Stadt Köln, welches „per expressim vermelde, dass alle Unter- 
tanen der lande Jülich-Berg und Ravensberg, so lang sie mit der stadt 
in einigung stehen, mit all ihren gütern gegen gewöhnliche accins in 
die stadt Cöllen sollen mögen kommen und ausfahren, ohne dass sie 
auch gar mit dem von vorigen kaisern der stadt verliehenen zoll sollen 
mögen beschwert werden“ 48 ). Noch verfänglicher war endlich die letzte 
Frage, und man braucht nur an den von der Stadt Köln seit mehreren 
Jahrhunderten ausgeübten und eben so lange allseitig bestrittenen Stapel 
zu denken, um sich der Schwierigkeiten bewusst zu werden, die in 
der Stellungnahme zu der letzten Bedingung lag. Zur Überwindung 
der dort zu erwartenden Schwierigkeiten kennen die bergischen Räte 
nur ein Mittel: „dass sofern dergleichen was noch weiter sollte zuge- 
mutet werden dürfen, wider dieselbe also gleich mit arresten und 
anderen dergleichen verschärften mittelen zu verfahren wäre“ 44 ). Dazu 
berechtige, dass der Stapel, so führen sie weiter aus, 1375 von Karl IV. 
und 1495 von Kaiser Maximilian auf Beschwerde des Erzbischofs 
„solennissima forma“ aufgehoben und „bestendighin von allen rheinischen 


“) Vor allem stützte man sich auf einen Vertrag zwischen Jülich-Berg 
und der Stadt Köln aus dem Jahre 1505. Siehe diesen: D. A. I. Va, 85 f. 
**) D. A. I. Va, 34. 

“) D. A. I. V a, 35. 
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kurfürsten contradiciert worden“, weshalb auch „hierunter im min- 
desten nicht nachzugeben“ 45 ). 

Mehr als zwei Wochen lang, bis zum 1. Juni, haben dann die 
Verhandlungen geruht, aber während dieser Zeit tat die bergische 
Regierung Schritte, um den Kölner Emigranten so weit wie möglich 
entgegenzukommen. Am 23. Mai 1 7 14 46 ) nahm sie in einem Schreiben 
an Bürgermeister, Schöffen und Rat der Freiheit Mülheim Bezug auf 
das Anerbieten des Mülheimer Bürgers v. Aussem, worin dieser sich 
bereit erklärte, daselbst „auf eigene kosten“ einen Krahnen zu errichten. 

Der Magistrat erhielt Befehl, innerhalb 14 Tagen zu erklären, ob er 
selbst diesen Krahnenbau zu „der gemeinde nutzen“ unternehmen 
könne „im widrigen dem von Aussem sotanen krahnenbau gnädigst 
verstatten werden.“ v. Aussems Gesuch ist nur in Hinsicht auf die 
günstig verlaufenen Verhandlungen zu erklären, denn der Bittsteller 
erwartete von den Ankömmlingen, dass sie einen vollständigen Umschwung, 
vorab in allen wirtschaftlichen Verhältnissen hervorbringen würden, so 
umgestaltend, dass ihm auch nur durch aussergewöhnliche, dem Gross- 
verkehr dienende Hülfsmittel Rechnung getragen werden könne. Da- 
mit war auch zugleich der Plan, die Freiheit Mülheim, an der alle 
wirtschaftlichen Pfropfreiser, die ihr von Fürstenhand aufgesetzt waren, 
verdorrten, zu wirtschaftlicher Bedeutung zu erheben, energisch in 
Angriff genommen, wozu der einzige, wie es scheint vermögende Bürger 47 ), 
geschäftskundig und in die Zukunft blickend, die Hand bot. 

Unterdessen waren die Verhandlungen zwischen der bergischen 
Landesregierung und den Protestanten in der Tat znm Abschluss 
gekommen, ihre Aufnahme als Bürger in den jülich-bergischen Staats- 
verband genehmigt 48 ), sodass am 7. Juni die offizielle Urkunde aus- 
gefertigt werden konnte, wonach die Supplikanten, infolge der Kölner Rats- 
gesetze zur Auswanderung gezwungen, „als unsere landeseingesessene“ 
in Schutz und Protektion „angenommen“ werden. Kraft obiger Quali- 
fikation ist ihnen „gleichs übrigen unseren landesuntertanen der freie 
handel und wandel unbeeinträchtigt zu verstatten“ 49 ). 

4 ‘) D. A. I. Va, 35. 

*•) D. A. I. Va, 36. 

47 ) Auch v. Aussen entstammte einer Emigrantenfamilie. Sein Vater 
war vor etwa 30 Jahren aus Köln ausgewandert. D. A. I. V a 31. 

**) Kurfürstlicher Befehl vom 1. Juni 1714. D. A. I. V a, 37. Bereits am 
4. Juni hatten sie sich durch eigenhändige Unterschrift mit beigedruckter 
Petschaft zu pfälzischen Bürgern erklärt und um schleunige Ausfertigung 
der Protektionsscheine gebeten. D. A. I. V a, 47. 

*•) Ausgestellt in Düsseldorf. D. A. I. V a, 39 f. 
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Aber gleichzeitig hatten die Kaufleute ein umfangreiches Schrift- 
stück bei ihrer neuen Behörde zur Begutachtung und Genehmigung ein- 
gereicht, das sie „extensiones der vorhin eingegebenen vier punkte“ 
nannten, „so bei Ihro kurfürstlichen gnaden zu Pfalz ferner unter- 
tänigst zu erbitten und auszuwirken“ 50 ). 

Die Grundbedingung ihres Gesuches, der freie Handel, war zwar 
im weitesten Sinne genehmigt worden. Daran anschliessend aber führen 
sie aus, dass es unmöglich sei, „eine haushaltung und handlung so 
geschwinde“ nach einem anderen Ort zu überfuhren, „vielweniger die 
nötige häusor sogleich erbauen“, weshalb der Magistrat in Köln dahin 
zu bringen sei, dass er den Emigranten noch eine Zeit lang dort weiter 
zu handeln gestatte. Wie wenig hold man aber den Ankömmlingen in der 
neuen Heimat war, zeigt die Tatsache, dass die Mülheimer ihre Häuser 
und Plätze dreimal höher als sonst veranschlagten, wogegen die Kauf- 
leute vorzugehen bitten, indem durch einen Taxator diese missliche An- 
gelegenheit erledigt werden solle. Sie verlangen, dass jeder, der ein neues 
Haus auf neuem Platze erbaue, auf 25 — 30 Jahre von allen Personal- 
lasten „wie selbige namen haben mögen“ ledig sei; frei sollen die 
Häuser von allen kommunalen Lasten sein, „weil die freiheit Mülheim 
vorlängst verschiedene capitalia aufgenommen, so jährlichs verpensioniert 
und etwa dermaleins abgelegt werden müssen“ 51 ). Wenn dagegen der 
Emigrant ein Haus pachte, so soll er zwar die „anklebenden lasten“ 
desselben bezahlen, sonst aber „für seine person nebst seinen erben 
und handlung eine ebenmässige 25 — 30 jährige freiheit von allen lasten 
und imposten sowohl von Einquartierung, durchzüge und allen kriegs- 
lasten“ frei sein; die Regierung möge endlich den Bau von Erahnen 
unterstützen, an- und abfahrende Schiffer und Schiffe „contra quoscunque“ 
schirmen. Undurchführbar schien es, wenn die Kaufleute weiterhin 
verlangten, der Kurfürst möge es dahin bringen, dass Güter, die für 
sie in Köln ausgeladen würden, von dort aus, ganz nach Belieben des 
Besitzers, nach Mülheim oder sonst wohin spediert werden könnten. 
Leichter war es, Wünsche zu befriedigen, die darauf abzielten, in rein 
kaufmännischen Angelegenheiten den Emigranten eine gewisse rechtliche 
Kompetenz zuzusprechen ; sie baten um die Erlaubnis, zwei oder drei 
der Ihrigen erwählen zu dürfen, die in allen Differenzen „es sei in 
wechseln oder dergleichen“ Recht sprechen ; natürlich ohne dem sich 
geschädigt fühlenden Teil die Befugnis zu nehmen, an die höhere 

«>) D. A. I. Va, 49. 

«) D. A. I. V a, 49. 
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Instanz, (len Kommerzienrat in Düsseldorf, zu appellieren bi ). Damit 
nicht genug, verlangten sie aber weiter, auch „in andern actionibus 
oder reehtsstreitigkeiten“, nicht Bürgermeister und Rat von Mülheim 
zu unterstehen, „sondern immediate von Ihro kurfürstlichen gnaden und 
dero raten dependieren und vor selbigen allein belangt werden sollen“. 

Es waren zahlreiche Wünsche, welche die Kölner Kaufleute aus- 
sprachen, und das fast selbstbewusste Verlangen findet nur darin seine 
Erklärung, dass die Supplikanten sich ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
und damit des Einflusses auf handeis- und kaufkräftige Kreise bewusst 
waren, den sie in ihrer Gesamtheit darstellten. Auf zwei Punkte aber 
mag besonders hingewiesen sein. Einmal darauf, dass die Mülheimer 
für Häuser und Plätze dreimal soviel als sonst verlangten, dann, dass 
die Kölner Einwanderer von der örtlichen Gerichtsbarkeit exempt sein 
wollten. Die beiden Punkte standen sicherlich in Wechselbeziehung. 
Aus dem einen leuchtet der Widerwille hervor, den die Mülheimer 
gegen die Einwanderung hatten; Grund genug für die Emigranten, zu 
wünschen, dass die Mülheimer Gerichte für sie nicht kompetent sein 
möchten. Es handelte sich hier zweifellos um den Widerstand des 
Kleinbetriebs gegen das Grosskapital; denn der wirtschaftliche Zustand 
Mülheims vor dem Jahre 1714 war so, dass dort lediglich das kleine 
Gewerbe gedeihen konnte; nur ein Kaufmann mit grösserem Betriebe 
scheint ansässig gewesen zu sein, v. Aussem, der auch allein den Emi- 
granten freundlich gegenüber trat. 

Jetzt erst, nachdem alle Schwierigkeiten zwischen den Emigranten 
und der bergischen Regierung erörtert waren, wurde der Rat der Stadt 
Köln in Kenntnis gesetzt. Am 30. Mai hatte der Magistrat befohlen, 
die Beisassen 43 ) „vorzubescheiden“, damit sie „inner acht tagen zeit sich 
der beisassenordnung allerdings bequemen und dero zu folg den eid 
abschwören sollen, mit der anwarnung, denselben wohl nachdruck- und 
ernstlich zu bedeuten, dass nach verlauf alsolchen angesetzten termini 
denen renitentibus das geleit und beiwohnung dahiesiger stadt eo ipso 
aufgehoben sein solle“ M ). Deshalb beeilte sich die pfälzische Regierung 
mit der Aufnahme der Bittsteller als Bürger in den jülich-bergischen 


»*) D. A. I. Va, 50. 

M ) Die Bezeichnung galt für solche, die das Bürgerrecht nicht erwer- 
ben konnten oder wollten. Bei den Protestanten war natürlich ersteres 
der Fall. 

M ) Rp. 161, 189. Der Rat hat dann in den folgenden Monaten den Quali- 
fikationszwang in der Tat durchgeführt. Beisassenverhandlungen 39, 41, 44, 46. 
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Staatsverband. Am 8. Juni wurden Stock, Andreae, Mühling und 
Köster, die persönlich vor dem Vertreter des Geheimen Rates erschienen 
waren und eine schriftliche Erklärung von fünf anderen präsentierten, 
als kur-pfälzische Untertanen aufgenommen ; sie erbaten gleichzeitig die 
Ausstellung des Protektionsscheines und ein „nachdrückliches schreiben“ 
an den Rat, mit dessen Absendung geeilt werden möge, „als sie alle 
augenblicke einer gewaltigen tätlichkeit befahren täten“ 55 ). Ihrem Be- 
gehren kam man bergischerseits noch am selben Tage nach, indem für 
zehn 56 ) Ausgewanderte der Protektionsschein ausgegeben wurde 57 ); 
gleichzeitig wurde die Leistung des Untertaneneides angeregt 58 ). An 
die Stadt Köln ging am 8. Juni ein Schreiben ab, das bereits am 
Tage vorher ausgefertigt 59 ), aber noch mit einigen Veränderungen versehen 
worden war. Darin wurde dem Rate die beabsichtigte Auswanderung 
kund getan und ihm erklärt, dass die im Schreiben genannten 60 ) bereits 
bergische Untertanen seien. Weiter heisst es, dass der Magistrat dem 
Vorgeben der Kaufleute nach beabsichtige, auf deren Waren, die 
„mehrerenteils fremde commissionsgüter“ seien, Beschlag zu legen. 
Dem gegenüber wies der Geheime Rat auf das völkerrechtlich unstatt- 
hafte dieses Beginnens hin; hinzutrete, dass ein solches Verfahren 
jülich-bergischen Untertanen gegenüber „vermittels so vieler vertrügen“ 
erst recht nicht angewandt werden dürfe 61 ). Der drohende Schluss 
des Schreibens vom 7. Juni „damit wir nicht veranlasst werden mögen, 
zu fürdersamer protektion besagter unserer Untertanen anderweite unan- 
genehme mittel zu ergreifen“, war weggefallen 62 ). Jedenfalls wollte die 
pfälzische Politik von scharfen Schritten vorläufig absehen, um die Sache 
nicht gleich zum äussersten zn treiben. 

Aber schon hatte das energische Vorgehen der Regierung den 


“) D. A. I. Va, 41. 

**) Es war noch Dietrich de Haan hinzugekommen. 

") D. A. I. Va, 51. 

“) D. A. I. V a, 57. 

“) D. A. I. Va, 54. 

••) Es waren Stock, Andreae, Mühling und Köster; diese vorläufig, 
weil sie schon am 8. Juni den Eid geschworen hatten. D. A. I. V a, 45. Die 
Eidesformel findet sich : D. A. I. V a, 62. Die übrigen haben ihn etwas 
später geleistet. D. A. I. V a, 88. 

“) D. A. I. Va, 53. 

**) D. A. I. V a, 55. Das Schreiben befindet sich merkwürdigerweise 
in Briefbuch Eingänge 7 (im Kölner Stadtarchiv) nicht; dem Rate war seit 
dem 13. Juni die Auswanderung bekannt. Rp. 161, 205. 
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Erfolg gehakt, dass ein neuer, aus Köln kommender Kaufmann, sich 
zur Aufnahme gemeldet hatte, es war Dietrich de Haan **), der am 
9. Juni 1714 vor dem Geheimen Rat erschien und sich zur Leistung 
des von den andern Kauflenten verlangten Eides bereit erklärte. 
Seine Forderungen waren, man solle ihm in Mülheim die Errichtung 
einer Schwarzseifenfabrik gestatten, wozu das Privileg auf etwa 30 
Jahre zu geben sei, „auf dass keine andere mehr aufgerichtet, sondern 
vielmehr eine sichere impost, als etwa einen reichsthaler per tonne, 
gleich solcher im Cleviscben introduciert, gesetzt, und so viel möglich 
denen jülich-bergischen Untertanen aufgegeben werde, die seif bei ihm 
abzuholen.“ Er verpflichtete sich, wenn Zeit und Umstände es 
gestatteten, den Preis der Seife herabzusetzen. Ohne das Privileg aber 
getraue er sich znr Ansiedelung in Mülheim nicht ; andererseits geschehe 
den früher bereits Privilegierten dadurch gar kein „praejuditz“, da er 
der erste sei, der diesen Handels- und Erwerbszweig in Mülheim ein- 
zuführen gedenke „als wobei der zweite oder dritte und sogar keiner 
subsistieren könnte“' 4 ). Schon am 16. Juni erschien sein juristischer 
Beirat Dr. Braun, um in seines Klienten Namen um Beschleunigung zu 
bitten. Als Grund wird die bevorstehende Leipziger Messe und „hinunter 
zu führen habende holzflotzen“ angegeben 65 ); aus dem ziemlich ein- 
gehenden Gesuch des Supplikanten ergibt sich weiter, dass er auch 
mit den Emigranten in Verbindung getreten war und diese gegen die 
Errichtung seines Etablissements keine Einwände hatten, „und sie 
damitten zu handeln nicht Vorhabens“. Aber es stellten sich dem 
Projekt, wie er jetzt erst erfahren, andere Schwierigkeiten in den Weg, 
da „ein ausländischer“ sich desselben Zwecks wegen bemüht habe und 
dessen Gesuch bereits genehmigt sei. Allerdings habe jener bis jetzt 
noch gar keine Schritte getan, seinen Plan zu verwirklichen, wahr- 
scheinlich aus Mangel am nötigen Kapital, da zu dem Unternehmen 
„etliche 1000 reichsthaler erfordert werden“ 66 ). Er dagegen habe 
infolge seines Holzhandels „an dero zollen und licenten ein gar merk- 
liches eingebracht“, und sei im Stande, das Projekt in die Tat umzu- 
setzen, „dessen mich dennoch versichert finde, als in Holland jederzeit 
gehandelt und mit meinem schiff annoch auf- und abfahre und die 
nötige materialia dadurch bequemlich zuführen kann.“ De Haan ver- 

**) Genauere Nachrichten über ihn siehe im Folgenden. 

“) D. A. I. V a, 60. 

«) D. A. I. Va, 70. 

•*) D. A. I. Va, 71. 

2 » 


Digitized by Google 



16 


spricht sogar, sich zu bemühen, dass das Holz zum Bauen „geschwinder 
und commoder“ herbeigeführt werde, „fort dass noch ein und andere 
dem publico dienende commercia introducieret werden.“ Den Mül- 
beimern hat er versprochen, ihnen nicht hinderlich zu sein, falls sie 
ihre Seife anderswoher bezögen ; ihm komme es nur darauf an, dass 
keinem zweiten die Erlaubnis zur Errichtung einer Seifenfabrik gegeben 
werde „und mich, sich auch selbsten, verderbe.“ Er versichert end- 
lich, die Seife eben so gut wie in Holland fabrizieren zu können, doch 
nur, wenn man auf seine Waren keine Zölle und Imposten lege, da 
ihm sonst überhaupt die Existenzmöglichkeit genommen sei. 

Es ist leider unmöglich, die volle Tragweite des Gesuches zu 
erkennen, dessen Verwirklichung die pfälzische Regierung sich natürlich 
angelegen sein Hess. Denn wir wissen nicht, von wo aus und in 
welchem Massstabe das bergische Land mit Seife versorgt wurde. Doch 
findet sieb in den Kölner Ratsprotokollen eine Nachricht, die wohl 
geeignet ist, etwas mehr Licht auf diese Fragen zu werfen. Am 22. 
Sept. 1708 gestattete der Kölner Rat die Errichtung einer dritten 
Seifenfabrik, verwarf dagegen den Antrag auf eine vierte 87 ). Das 
deutet zum mindesten auf einen starken Seifenhandel hin, der nicht allein 
in der Stadt Köln selbst sein Absatzgebiet gehabt, haben kann ; wamm 
sollte dieses aber, wenn überhaupt Seife exportiert wurde, nicht das geo- 
graphisch Köln benachbarte Land, also in erster Linie Jülich-Berg gewesen 
sein, wo nachweislich bis dahin keine Seifenfabrik bestand, wo nicht 
einmal Zölle gegen fremde Seifen eingefübrt waren 68 ) ? Wenn die 
Dinge tatsächlich so lagen, so kann auch die Unterstützung des de 
Haan 'sehen Unternehmens als nichts anderes aufgefasst werden, denn 
ein Schlag gegen die übermächtige Wirtschaftszentrale des Rheinlandes, 
und wieder steht das nahe Mülheim auch hier als Konkurrentin Kölns 
da. Freilich kann darüber bei der noch herrschenden völligen Unge- 
wissheit ein sicheres Urteil nicht gefällt werden, aber der Umstand, 
dass die Stadt Köln mit seltener Zähigkeit in der Folge den Kampf 
gegen Mülheims Aufstreben in wirtschaftlicher Beziehung geführt hat, 
lässt sich doch allein aus der Besorgnis, dort möchten Verletzungen 
des Kölner Stapels stattlinden, nicht erklären, es müssen hier noch 
Fragen hineinspielen, die erst ihre volle Beantwortung dann gefunden 
haben werden, wenn Ausdehnung, Art und Absatzgebiete des Kölner 
Handels für den Beginn des 18. Jahrhuhderts genau festgelegt sind. 

,T ) Rp. 155, 427. 

**) Vgl. die Schreiben de Haans vom 9. und 16. Juni. D. A. I. Va, 60, 71. 
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Der Streit um die ausziehenden Kauiieute zwischen dem Kölner 
Rat und der herrschen Regierung entbrannte jetzt in schärfster Weise. 
Zunächst musste wegen des sog. Abzugspfennigs, den der Magistrat sich 
so ohne weiteres nicht entgehen lassen konnte, der erste Zusammen- 
stoss erfolgen 69 ). Auch die Protestanten trauten dem Erfolg ihrer 
eigenen Unterhandlungen so wenig, dass sie um Unterstützung durch 
den Geheimen Rat Reiner 70 ) baten. Anscheinend gaben sie die Hoff- 
nung, ohne Abzugssteuer davonzukommen, auf, woran ihnen auch für 
den Augenblick wenig lag; denn vor allem kam es jetzt darauf an, 
möglichst schnell der Jurisdiktion des Rates mit aller Habe und allen 
Geschäftsverbindungen zu entrinnen, „absonderlich bei der bevorstehen- 
den Leipziger mess" ; Reiner möge gleichzeitig auch die Mülheimer 
Verhältnisse regeln, damit sie dort mit ihren Arbeitsleuten notdürftig 
unterkämen „und derentwegen nicht wider gebühr beschwert werden 
möchten“. Weiter stellt der Geheime Rat fest, dass die Zahl der 
Kaufleute „albereits 10 seind“ 71 ), die mit ihren „zahlreichen fabriken 
und familien“ nach der neuen Heimat übersiedelten, „wodurch dann 
das gemeine wesen um so mehr gebessert zu werden anscheinen will, 
als dem äusserlicben vernehmen nach diese leute mehrerenteils ziemlich 
wohl bemittelt seien und einen starken handel treiben“. Einige hätten 
sich bereits in Mülheim angekauft, andere beabsichtigen es; allen sei 
jedenfalls kräftig Vorschub zu leisten, da zu hoffen stehe, dass infolge 
der Aktion des Rates gegen seine Beisassen „noch andere nachfolgen 
werden“ 72 ). Deshalb drang auch der Geheime Rat auf eine schnelle 
Lösung der Wohnungsfrage und auf entschiedenes Vorgeben in der 
Angelegenheit der geforderten Abzugsgelder, die der Rat trotz aller 
gegenseitigen Verträge wahrscheinlich fordern werde 78 ), obschon die 
Steuer gewöhnlich nur von Immobilien, nicht aber von fahrenden Gütern 
erhoben wurde, und erst recht nicht dann, wenn es sich, wie in diesem 
Falle, um fremde Waren handelte, die „nullibi locorum“ einer Erhebung 
unterworfen seien. Mit juristischer Spitzfindigkeit wussten die bergischen 
Räte auch schon zu finden, dass, falls man sich zu einer Steuer verstehe, doch 
") D. A. I. Va, 64, 74. 

’*) Heinrich Peter Reiner leitete in der Folge alle Angelegenheiten, er 
war die Seele aller Pläne und Projekte der Folgezeit ; ein Mann von ebenso 
grosser Tatkraft, als ein unbeugsamer und mutiger Helfer in der Not. Er 
gehörte dem Kabinettsrate des Kurfürsten an. 
n ) D. A. I. Va, 66. 

’*) D. A. I. Va, 66. 

”) D. A. I. V a, 67 ff. 
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ein grosser Unterschied sei zwischen solchen Waren, die vor Aufnahme 
der Emigranten zu jülich-bergischen Untertanen ihr Eigentum gewesen 
oder zur Spedition überwiesen waren, „dar ab etwa billigmässige recog- 
nition abzuführen nicht unwillig seind“, und solchen, die später ein- 
getroffen seien 74 ). Deshalb wurde dem Kurfürsten vorgeschlagen, er 
möge Befehl geben, dass Reiner nach Köln sich begebe und mündlich 
die Sache erledige ; als Beweggründe zu diesem Entschluss gibt die 
Regierung an, dass durch solche Bereitwilligkeit nicht nur die Suppli- 
kanten „zu desto mehr beständiger devotion und eifer ins land ersprieß- 
liche commercia einzuführen, sondern auch andere dergleichen Kaufleute 
diesen nachzufolgen anfrischen und aufmuntern wollen “ 75 ). 

Die eindringlichen Vorstellungen der Räte verfehlten denn auch 
nicht ihren Eindruck auf den Kurfürsten Johann Wilhelm 76 ); er 
genehmigte die Absendung Reiners und die Instruktion, die ziemlich 
kurz, aber klar und bestimmt gefasst war 77 ). Er hatte vor allem 
auf freie Emigration zu dringen und dem Magistrate sein Befremden 
darüber auszusprechen, dass von den Kaufleuten trotz des ausgestellten 
Protektionsscheines die Abzugssteuer erhoben würde, wozu der Rat 
infolge alter Verträge jülich-bergischen Untertanen gegenüber, soweit 
es sich um deren in der Stadt Köln liegende Güter handele, nicht 
berechtigt sei und gleichzeitig zu drohen, falls es dennoch geschehe, 
werde die pfälzische Regierung das Gleiche den Gütern der Kölner in 
Jülich-Berg angedeihen lassen. Es sollen alle „mobilia“ sofort und 
ohne Steuer freigegeben werden. Nur über die Immobilia, wie Haus, 
Hof, Garten, Pfandschaften 78 ) hat Reiner sich in Güte abzufinden und 
überhaupt „alle Weitläufigkeit abzuschneiden“. 

Die Instruktion barg eine Fülle von Reibungspunkten, und wenn 
die ganze Angelegenheit sich verhältnismässig so glimpflich abwickelte, 
so war das mehr dem Takt und der unermüdlichen Tätigkeit des schlag- 
fertigen Reiner, als den scharfen und wenig nachgiebigen Bestimmungen 
seiner Instruktion zu verdanken. 


’«) n. A. I. V a, 68 f. 

") D. A. I. V a, 69. 

”) Siehe über ihn : Allgemeine deutsche Biographie XIV, 314 t. 

7T ) D. A. I. V a, 93 f. 

'•) So wörtlich D. A. I. V a, 95. Wir erhalten dadurch einen Beitrag 
zu der Frage der Behandlung der Protestanten in Köln zur Zeit der Wende 
des 17. Jahrhunderts, denn es war ihnen den Gesetzen nach strengstens 
verboten, Immobilien zu besitzen, sie konnten nicht einmal Erbschaften machen. 
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Während der Bevollmächigte von Kurpfalz nach Köln eilte, 
beschäftigte sich der Geheime Rat von neuem mit dem Gesuch des de 
Haan. Es war, da das Privileg bereits an einen gewissen Johann 
Sarto aus Lüttich verliehen war 79 ), immerhin eine schwierige Aufgabe, 
aber andererseits hatte Sarto sich bis jetzt noch nicht angeschickt, 
dasselbe zu verwirklichen ; ihm stand nun der jüngere Bittsteller gegen- 
über als ein „bemittelter kaufmann, welcher nebstbei einen starken 
holzhandel führet und auf dem Rheinstrom ein kaufmannsschiff haltet, 
womit der übrigen vorgenannten kaufleuten waaren ab und zugeführet 
und sonsten das introducierendes commercium wirklich befördert werden 
könnte“ *°). Jedenfalls sei de Haan, so führen sie aus, zum Landes- 
untertanen zu „admittieren“ 81 ), sein Konkurrent davon in Kenntnis 
zu setzen, vielleicht werde er dann schon von selbst zurücktreten; 
lue Sarto das nicht, so sei ihm ein termin anzusetzen, innerhalb dessen 
er die Fabrik aufbauen müsse, bei Verlust seines Privilegiums 8 *). 
Den Räten der kurfürstlichen Regierung war jedenfalls de Haan der 
erwünschtere von beiden, denn er bot die meisten Chancen, Mülheim 
wirtschaftlich im Verein mit den übrigen Kaufleuten zu heben, weshalb 
in dem genauer ausgearbeiteten Entwurf an den Kurfürsten auch vor- 
geschlagen wurde, ihm das Gesuch direkt zu bewilligen, da man wohl 
hoffte, dass Sarto, unvermögend die Konkurrenz mit einem so kapital- 
kräftigen Gegner zu wagen, von selbst auf sein Privileg verzichten 
werde 83 ). Freilich erhielt dieses Projekt die Genehmigung des Landes- 
herrn nicht, vielmehr meinte dieser, man solle entweder einen gütigen 
Vergleich vorschlagen, oder aber die Erbauung der Fabrik innerhalb 
einer bestimmten Frist befehlen, widrigenfalls das Privileg verfalle 84 ). 

Vorläufig wurde also diese Angelegenheit noch nicht entschieden, 
zumal die bergische Landesregierung die nun folgenden Differenzen mit 
der Stadt Köln vollauf beschäftigten. Am 22. Juni hatte Johann 

”) D. A. I. V a, 111 ff. Das Gesuch ist vom 20. März 1714 datiert 
und wurde am am 22. April vom Kurfürsten durch Kabinettsordre genehmigt. 
Dem Supplikanten wurden weitgehende Vergünstigungen ähnlicher Art wie 
de Haan sie begehrte, zugestanden. Als Ort seiner Niederlassung bezeichnete 
Sarto Düsseldorf. Die Verhandlungen über seine Supplikation finden sich: 
D. A. 1. V a, 110 fl’. 

»») D. A. I. V a, 97. 

**) de Haan war ebenfalls Kölner I. V a, 108. 

•*) D. A. I. V a, 98. 

e ») D. A. I. Va, 100. 

**) D. A. I. V a, 108. 
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Wilhelm in einem Schreiben der städtischen Regierung die Ankunft 
des Geheimen Rates Reiner kundgetan, der zu den Verhandlungen über 
alle entstehenden Zwistigkeiten bevollmächtigt sei 85 ). Ein Aktenstück 
von respektabler Ausdehnung liegt uns über seine Unterhandlungen mit 
den städtischen Syndicis vor 86 ). Danach gesteht der Rat zu, den 
Emigranten die Güter, welche bis zu einem gewissen Zeitpunkte 87 ) an 
sie gelangt seien, frei auszuliefern ; falls sie aber vor ihrer Emigration 
Waren an sich kommen oder adressieren Hessen, würden diese der 
Ordnung nach behandelt werden 88 ). Der Magistrat ging dabei von 
dem Grundsatz aus, dass er die Kaufleute noch so lange nach seinen 
Handelsgesetzen behandeln dürfe, als sie „nicht wirklich ad alienum 
territorium emigrirt“. Weiterhin aber bemerkte er, „dass der zu 
Ihrer kurfürstlichen gnaden geflissentlich ohne einige super emigratiotie 
beim rat beschehene erklärung genommener recurs zu nichts anders, 
als ad concitandam invidiam angesehen“ 8 “), und am 26. Juni bereits 
hatte der Rat in einem Schreiben an den Kurfürsten erklärt, dass er 
von der Abzugsteuer 90 ), dem 10. und 20. Pfennig, jedenfalls nicht 
abweichen könne ; daneben aber verfehlte die Stadtregierung nicht darauf 
hinzuweisen, dass die Evangelischen den Katholiken „fast alle nahrung 
und handlung abgerissen, zu geschweigen des mit denen auswendigen 
ihrer religionsverwandten beschehenen complots, die katholischen ans 
aller handlung zu setzen, davon vielleicht Originalbrief vorzulegen wäre“ 9I ). 
Inwieweit diese, an sich höchst interessante. Angabe auf Wahrheit 
beruht, lässt sich nicht mehr feststellen ; jedenfalls hat der Magistrat 
den „Originalbrief“ nie vorgelegt, und auch sonst Anden sich in den 
Akten keine Spuren, die seine Angaben stützen könnten. 

So unergiebig die Verhandlungen zwischen dem Vertreter von 
Jülich-Berg und Köln waren, so wertvoll ist Reinere Bericht an den 
Kurfürsten vom 8. Juli, woraus hervorgeht, dass er nicht nur mit der 
Stadt in Unterhandlungen gestanden, sondern auch die Mülheimer 

•*) D. A. I. Va, 91. 

") D. A. I. Va, 160-213. 

*’) gemeint ist der 4. Juli. 

*') D. A. I. V a, 218, in diesem Schreiben finden die in dem vorer- 
wähnten Aktenstück I. V a, 150 ff. geführten Verhandlungen, soweit sie bis 
zum 4. Juli ein positives Ergebnis gehabt hatten, ihren Niederschlag. 

••) D. A. I. Va, 219. 

*°) Dafür versicherte er auch, dass er sie bis jetzt immer „leidlich“ 
erhoben habe, so dass Klagen noch nicht eingelaufen wären. D. A. I. Va, 106. 

*') D. A. I. Va, 104. 
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Angelegenheiten durch eigene Anscbanung kennen gelernt hat. Wir 
haben so den Vorzug, einen Mann mit praktischem Kopf und klarem 
Blick zu hören, der auf Grund genauerer Erfahrung urteilt, ohne sich 
seine Meinungen durch irgend welche Rücksichten trüben zu lassen **). 
Sein Bericht zerfällt sachlich in zwei Teile. Zunächst fasst er in 
knappen Zügen das bis zum 8. Juli mit dem Stadtrate erzielte Ergebnis 
seiner Verhandlungen zusammen, woraus hervorgeht, mit welchem Miss- 
trauen der Magistrat dem Verlaufe der Emigration gegenüberstand. Er 
befürchtete, es sei den Kaufleuten lediglich um Verzögerung zu tun, 
um unter dem Schutze des Kurfürsten aus der Sachlage möglichst viel 
Kapital zu schlagen. Allein unter diesem Gesichtspunkte erkläre sich 
die Klausel über Güter, die nach der Auswanderung an die Emigranten 
noch kommen sollten. Nur um dieser Gefahr aus dem Wege zu geben, 
erscheine er jetzt nachgiebiger und sei bereit, soweit wie möglich ent- 
gegenzukommen, allerdings „so fern es ratione consequentiae nicht 
praejudicierlich sein würde“ 9S ). Die Furcht des Magistrates war in 
diesem Falle ganz unangebracht ; die protestantischen Kaufleute und 
Reiner waren in keinem Punkte einiger, als in dem, die Auswanderung 
aus Köln möglichst rasch zu vollziehen M ), was der pfälzische Bevoll- 
mächtigte auch den städtischen Syndicis nicht ermangelt hatte, zu 
erklären. Aber es war eben unmöglich, dies sogleich zu bewerkstel- 
ligen. Mülheim war viel zu unbedeutend, um die neuen z. T umfang- 
reichen Betriebe auf einmal auf/.unehmen, wozu noch eine weitere 
Schwierigkeit hinzukam. Schon früher wurde auf das Widerstreben 
der Mülheimer Bevölkerung hingewiesen, aber schlimmer war, dass es 
von der Ortsobrigkeit geteilt wurde. So konnte es geschehen, dass 
Noel nicht allein beim Kaufe eines Hauses übervorteilt, sondern dass 
auch „fast die ganze gemeinde“ 95 ) gegen die Ankömmlinge „aufgereizt“ 
wurde. Reiner schlug deshalb vor, die erbetene Exemtion von der 
Magistratsgerichtsbarkeit zu gestatten und ihm die Lösung der weiteren 
Rechtsstreitigkeiten in Mülheim zu übertragen "). Dann befürwortete 
er energisch die Bitten der Kauflente, die ihm wegen des neuen Wohn- 


•*) D. A. I. Va, 130 ff. 

**) D. A. I. V a, 135 ; alles das geschah natürlich nur „aus sonder- 
barer devotion“ gegen Johann Wilhelm ; denn für die Zukunft wollte der 
Rat sich des Rechtes keineswegs begeben. 

•*) D. A. I. Va, 139. 

«) D. A. I. Va, 139. 

*•) D. A. I. Va, 142. 
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ortes überreicht worden waren und dabin lauteten, dass ein Krabnen 
und ein Kaufhaus erbaut werden müssten, sodass man ankommende 
Waren ausladen und niederlegen könne, ferner solle man energisch für 
den Plan eintreten, wonach die Emigranten „stets laufende schiff auf 
ihre eigenen kosten“ errichten wollten, „welche wöchentlich zu ver- 
schiedenen malen hinauf bis nach Mainz, und, sofern nötig, weiter 
hinauf, sodann hinunter bis in Holland gingen“ 97 ). Endlich müsse das 
dem bergiseben Städtchen fehlende Baumaterial herbeigeschafft werden. 

Die von den kurpfälzischen Bevollmächtigten eingereichten Bitten 
und Forderungen deckten sich in manchen Punkten mit einer bereits 
früher aufgestellten Petition, in der sogar direkt die Anlage eines 
Hafens begehrt wurde 98 ), wozu der Geheime Rat jetloch damals keine 
Stellung genommen hatte. Nun hatten sich die Verhältnisse bisher 
günstig entwickelt, weshalb es nicht verwunderlich war, dass neue um- 
fassendere Pläne in den Köpfen der unternehmungslustigen Kaufleute 
auftauchten. Es war gut, dass sie dem urteilsfähigen Reiner, der alle 
Umstände am besten kannte und zu würdigen wusste, vorgelegt wurden. 
Mit seinem ganzen Ansehen trat er in der Tat dafür ein und suchte 
seine Regierung zu überzeugen, dass, wenn man nicht auf halbem Wege 
stehen bleibon wolle, den Bitten der Protestanten zu willfahren sei, 
besonders in allen den Handel und den wirtschaftlichen Aufschwung 
Mülheims betreffenden Fragen. Er wies nach, wie durch den Krahnen 
der Handel des ganzen Hinterlandes von Mülheim, also Berg und Mark, 
sich heben würden ; bis jetzt würden alle schweren Waren nach der 
Stadt Köln gebracht, müssten sogar dorthin gebracht werden, da im 
Lande selbst das Verladen unmöglich sei; folge man aber den ihm von 
den Kaufleuten eingereichten Vorschlägen, dann würden nicht allein 
hergische, sondern auch märkische Schiffsleute veranlasst, „zu messagierung 
des schweren Überfahrtsgeldes, nach Mülheim ihre route zu nehmen“ "). 
Freilich werde dadurch den Schrötern und anderen in Mülheim die 
„nahrung benommen“, aber das verschlage nichts gegen den Nutzen, 
den der Krahnen der ganzen Gemeinde, welche zu seiner Erbauung 
„die nötigen mittein an sich nicht hätte“, bringen würde. Die Aus- 

•*) Die Stellung des Rates zu diesem Projekt, das er anscheinend in Er- 
fahrung gebracht hatte, geht daraus hervor, dass er bereits gedroht und überall 
verbreitet hatte, falls man ein „apartes“ Schiff an Köln vorbeifahren lassen 
werde, „man das schiff in den grund würde schiessen lassen“ D. A.I. Va. 139. 

w ) I). A. I. Va, 87. 

»*) D. A. I. Va, 143. 
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führung des Unternehmens sei v. Aussem zu übertragen. Weiter be- 
fürwortet er auch die Errichtung eines 120 Schuh langen Kaufhauses, 
womit v. Aussem bereits bona fide begonnen und wovon er die ersten Balken 
gelegt hatte. Was Reiner aber besondere am Herzen lagt, das war die 
Errichtung eines regelmässig laufenden Schiffes, das bei der jetzigen 
Sachlage geradezu eine Notwendigkeit sei; denn der Magistrat werde 
nach wie vor die grössten Schwierigkeiten machen und die Waren der 
Emigranten, selbst wenn sie nicht in die Stadt geführt, sondern nur 
auf die Werft gelegt würden, „nicht überladen noch spedieren lassen“ 10 °), 
das werde für die KauHeute aber eine Quelle der schlimmsten Ver- 
wickelungen und Schädigungen sein. Für das Schiff sprächen die 
grossen praktischen Vorteile, die sich aus einer regelmässigen Verbin- 
dung ergäben, indem viel schneller und intensiver der Handel betrieben 
werden könne, da die Waren jetzt oft drei bis vier Monate liegen müssten, 
ehe an eine Beförderung derselben zu denken sei. Zum Schluss tritt 
Reiner dann auch für de Haan ein, dessen Gewinnung ihm die übrigen 
Kölner Kaufherren besonders ans Herz gelegt hätten, da er ein wohl- 
bemittelter Mann sei, mit Holz und andern holländischen Waren bandle 
und dazu unter den dortigen Schiffsherren viele Freunde und Verwandte 
habe, „wodurch der übrigen kaufleute speditiones viel mit befürdert 
werden könnten“ I01 ). 

Die tätige Unterstützung Reinere hatte zur Folge, dass am 13. Juli 
der Geheime Rat zur Beratung zusammentrat und in allen Punkten ent- 
weder direkt seinen Vorschlägen sich anschloss, oder, wo das für den 
Augenblick noch nicht möglich war, ihre Gutheissung in Aussicht 
stellte ; unter anderm genehmigte er die Exemtion von der Jurisdiktion 
des Schöffengerichtes in Mülheim und unterstellte die Auswanderer „in 
personalibus“ direkt dem Kurfürsten, „in commercialibus“ dem Polizei- 
nnd Kommerzienrat in Düsseldorf als „primam et ultimam instantiam“ ; 
auch die Errichtung eines besonderen Kaufmannsgerichtes drang jetzt 
durch, ebenso das Projekt des Marktschiffes, sowie die Privilegierung 
de Haans 102 ). 


,#0 ) D. A. I. Va, 144. 

10 >) D. A. I, Va, 147. 

'•*) D. A. I, V a, 136 ff. Am 24. Juli genehmigte eine Kabinettsordre 
Johann Wilhelms die ihm vorgetragenen Entschliessungen. D. A. I. V a, 270. 
De Haan erhielt die endliche Genehmigung in seinem Sinne erst am 27. Juli, 
nachdem Sarto zurückgetreten war. D. A. I. V a, 288, was dann durch kurfürst- 
liche Kabinettsordre vom 5. August 1714 bestätigt wurde. D. A. I. V a, 303. 
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Auel) die Frage der baldigen Erbauung des Krabnens lag ganz 
im Sinne der Regierung, aber sie moebte eine direkte Erlaubnis dazu 
wohl mit Übergehung der Stadtobrigkeit in Malheim nicht geben und 
zögerte deshalb immer noch mit einem definitiven Beschluss. Aber 
schon hatte v. Aussem auch damit, wie sich aus einem wenig später 
eintreffenden Schreiben ergibt 109 ), „bona fide“ begonnen, nachdem er 
sich vorher mit dem Magistrat ins Einvernehmen gesetzt und dieser 
sein Projekt gebilligt hatte. Schon war auf seinem Erbe am Rhein 
mit dem Bau begonnen, das Fundament gelegt worden, der Erahnen 
sollte in Kurzem fertig sein, als plötzlich der Rat von Mülheim oppo- 
nierte. Da er seihst „nicht bei eassa“, einen Krahnenbau aufzuführen, 
hatte er sich bereits mit einem dritten wegen der Baues in Ver- 
bindung gesetzt. 

Es ist der alte Widerstand der Mülheimer Obrigkeit, der an 
sich wohl verständlich ist. Denn unter den Bedingungen zur Aufnahme 
war den Kaufleuten aus Köln nicht zuletzt die Exemtion von allen 
bürgerlichen Lasten durch den Kurfürsten verbrieft worden. Dadurch 
entgingen der, wie manches angeführte Zeugnis beweist, ohnehin 
leeren Stadtkasse die Beträge, welche die fast ausschliesslich reichen 
Emigranten gezahlt haben würden. Jetzt genossen sie die Vorteile 
des Bürgers, zahlten aber auf lange Zeit bin keine Steuern. Dass 
solche Verhältnisse, verschärft durch andere bereits früher erwähnte 
Momente, die Verstimmung des Magistrates erhöhten, ist nicht weiter 
zu verwundern ; freilich wagte er doch kaum ernstlich, den von der 
Regierung mit Eifer befolgten Plänen gegenüberzutreten, zumal die 
wirtschaftlichen Vorteile ja auch ihm indirekt zukamen ; es genügte die 
Nachricht von der Beschwerde v. Aussems, um den Widerstand der 
Mülheimer Ratsherren und Schöffen zu brechen 104 ). 

Um so hartnäckiger erwies sich der Kölner Magistrat, mit dem 
die Verhandlungen durch den ganzen Monat Juli fortgesetzt werden 
mussten. Zu einem gewissen Abschluss war man zwar schon früher 
gediehen 105 ), aber Reibungspunkte und bestrittene Rechtsfragen waren 

'“) D. A. I. Va, 266. 

,M ) Es verlautet in der Folge nichts mehr von einem Widerstande 
des Rates. 

Bereits am 4. Juli hatte der Rat Befehl an den Kaufhäusern ge- 
geben, den Emigranten ihre Waren auszuliefern; „wegen der zeit ihrer bei- 
wohnung fernere ankommender waren aber . . . special befehl zu gewertigen“. 
Rp. 161, 234, es fehlt der Name Platzmann, der dann überhaupt aus den 
Akten völlig verschwindet. 
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noch zn viele da, um die Sache als erledigt anzusehen. Soviel aber 
war doch erreicht, dass der Rat selbst betreffs der bisher mit Hart- 
näckigkeit festgehaltenen Abzugssteuer erklärte, das grösste Entgegen- 
kommen walten lassen zu wollen, und sogar wegen der nach der De- 
klaration ,06 ) ankommenden Güter hatte man sich bereits auf einen 
Termin geeinigt, nämlich den 4. Juli 107 ); Reiner behauptete einmal, 
alle Belästigungen geschähen nur noch deshalb, weil einige katholische 
Kölner Kaufleute „dieser leute correspondenz und handel an sich zu 
ziehen gedächten“ 108 ); in der Hauptsache aber sei es Furcht vor 
Konkurrenz, die nun von Mülheim her drohe. Doch hatte Reiner be- 
treffs der Abzugssteuer soviel nachgegeben, dass die Emigranten, denen 
er zum schleunigen Abzug geraten hatte, um weiteren Konflikten aus 
dem Wege zu gehen, sich „unter der hand“ zur Zahlung einer geringen 
Summe bereit erklärten 109 ); er betrachtete nun seine Mission in Köln 
als erledigt und hatte dem Magistrat über die noch strittigen Punkte 
eine Deduktion überreicht, die als Ultimatum aufzufassen sei 110 ). Auch 
in diesem Schreiben tritt er noch einmal für das Marktschiff ein, da 
Andreae einen „ansehnlichen kupferhandel“ angefangen habe, und 
Viebahn „der admiralität von Holland aus denen bergisch - und - mär- 
kischen landen fort sonsten her all nötiges eisen fourniret“ ul ). Der 
Bericht Reinere erreichte seinen Zweck, indem die bergische Regierung 
nicht, gesonnen war, einen Arrest auf Güter, die nach dem 4. Juli in 
Köln eintreffen würden, zu dulden ; sie griff deshalb zu dem äussersten 
ihr zur Verfügung stehenden Mittel, indem sie dem Rate erklärte, dass, 
wenn er längstens innerhalb 8 Tagen nach dem Eintreffen des 
Schreibens die nach dem oben genannten Termin eintreffenden Waren 
und Güter nicht frei ausliefere, Jülich-Berg alle den Rhein hinauf- und 
hinabfahrenden Schiffe stadtkölnischer Eingesessenen an den Zollstätten 
so lange anhalten werde, bis der Magistrat volle Genugtuung zu leisten 

,0 *) d. h. zur Auswanderung. 

*«) D. A. 1. Va, 374. Siehe auch: D. A. I. Va, 222. 

'••) D. A. I. Va, 278. 

«") D. A. I. V a, 233. 

"•) Die Verhandlungen siehe auch Rp. 161, 229, 237, 239, 241, 244, 
247, 261 ff, 259, 262. 

ni ) D. A. I. V a, 283. Hier machen sich also schon sogleich die Vor- 
teile des mineralisch so äusserst ergiebigen Hinterlandes, zu dessen Aus- 
fuhrort Mülheim wie geschaffen war, geltend. Interessant ist auch bei 
Andreae die in jener Zeit noch häufige Zusammenfassung zweier ganz ver- 
schiedener Erwerhszweige in einer Hand. 


Digitized by Google 



26 


sieb bereit finde 11 ’). Das drohende Ultimatum wurde sogleich abge- 
sandt und verfehlte seinen Eindruck auf den noch immer schwankenden 
Rat nicht; denn schon am 8. August hatte er seine endgilfige Ent- 
scheidung getroffen, schneller, als das sonst seine Art war. Aber hier 
lagen die Dinge doch so, dass er es nicht darauf ankommeu lassen 
mochte, sich eventuell schweren wirtschaftlichen Schädigungen auszu- 
setzen; er gab im Sinne der jülich-bergischen Regierung nach und ver- 
fügte, die Waren der „angeblichen emigranten“, die noch unterwegs seien, 
„gleich vorhin mit deren ante quartam julii letzthin allhier ankommene 
waaren würklich beschehen, annoch ferner Ihro kurfürstlichen gnaden 
bloshin zu untertänigsten ehren für diesmal und ohne künftige folgerung 
und nachteil der Ordnung bis zunächst einstehender herbstmesse, und 
ferner nicht, permanus der faktoren zur Spedition verabfolgen zu lassen“ ,ls ). 
Charakteristisch nicht nur für diesen Beschluss, den die drängende Not 
dem widerstrebenden Rate eingegeben hatte, sondern für so viele andere 
jener Zeit, die fast auf keinem den Zoll und Handel betreffenden Ge- 
biete unbestrittene und rückhaltlos anerkannte Gesetze besass, ist die 
Schlussbemerkung. Sie liess die ganze Krage offen, tatsächlich hatte 
Jülich-Berg doch nur in diesem einen Praecedenzfall die Oberhand be- 
halten ; denn in seinen prinzipiellen Anschauungen war der Magistrat 
nicht zurückgewichen. Nur für den Augenblick war der beabsichtigte 
Zweck in einer den Umständen nach befriedigenden Weise erreicht worden. 

Die Konflikte, welche sich wegen der Emigration mit der Stadt 
Köln entwickelt hatten, waren damit überhaupt vorläufig zum Abschluss 
gekommen. Kurpfalz war als Sieger daraus hervorgegangen. Mit 
Glück und Geschick hatte es seine wichtigeren Wünsche durchgesetzt, 
und nach zwei Seiten hin war ein gutes Ergebnis erzielt worden. Dem 
alten, zähen Gegner in allen Handelssachen, der Stadt Köln, waren 
mehrere wichtige Zugeständnisse abgerungen worden ; die Auswanderung 
der Kaufleute und Fabrikanten nach Mülheim hatte sich in der Haupt- 
sache glatt vollzogen. Gerade die letztere, seltene Angelegenheit bot 
nicht geringe Schwierigkeiten. Aber besonders diese Aufgabe batte die 
bergische Regierung mit grosser Sicherheit gelöst, sodass zu hoffen war, 


"’) D. A. I. V a, 286; das drohende Edikt ist vom Kurfürsten Johann 
Wilhelm eigenhändig unterschrieben; am 3. August traf aus dem kurfürst- 
lichen Kabinet der Befehl ein, das Schreiben abzulassen. D. A. I. V a, 291. 

,H ) Rp. 161, 380. Durch den Hinweis, bis zur Herbstmesse den Termin 
nur ausdehnen zu wollen, suchte der Rat lediglich seinen Rückzug zu decken 
und zu verschleiern. 


Digitized by Google 



27 


nicht nur die bereits übergesiedelten, sondern auch noch andere bemittelte 
Kaufleute nach Mülheim zu ziehen, um den commerziell so günstig 
gelegenen Ort zu der ihm zukommenden wirtschaftlichen Bedeutung zu 
erheben. Mit einer weit über das gewöhnliche Mass hinausgebenden 
Betriebsamkeit hatte Jülich-Berg auch die Vorschläge zur Anlage von 
Förderungsmitteln gewerblicher Art unterstützt und auf diesem Gebiete 
in kurzer Zeit wirklich Positives geleistet. Endlich hatte man in den 
schwierigen Ansiedelungsfragen eine glückliche Lösung gefunden und 
in dem Gegensatz zwischen dem Mülheimer Bürgertum und den Emi- 
granten klug zu vermitteln gewusst. Damit war in der Hauptsache 
erreicht, was man seit langem beabsichtigte. Durch die Zuwanderung 
von reichen Kanfleuten mit ihren von zahlreichen Arbeitskräften besuchten 
Betrieben war die Freiheit Mülheim auf einmal zu einem bedeutenden 
Orte angewachsen ; nächst Köln und wenigen andern 1 u ) zu einem der 
hervorragendsten am Niederrhein. Nun stellte Mülheim in der Tat 
einen wirtschaftlichen Wert dar, Sache der neuen Ankömmlinge war 
es jetzt, die mit Hilfe der Regierung dorthin verpflanzten Keime zu 
reicher Frucht zu bringen. 

II. 

Während es der bergischen Regierung geglückt war, alle Schwierig- 
keiten, welche der Kölner Rat den Emigranten in den Weg ge- 
legt batte, zu lösen, sollten sich deren endgültiger Niederlassung in 
Mülheim immer noch Hindernisse in den Weg stellen. Zwar lieh der 
Geheime Rat den Kaufleuten auch hier seinen Beistand und beauf- 
tragte z. B. einen Baukundigen, ihnen bei Bau und Auswahl der Häuser 
behältlich zu sein, aber von neuem stemmte sich diesen Bestrebungen 
der aktive und passive Widerstand der Mülheimer Bevölkerung ent- 
gegen. So kam es, dass nur Andreae und Mühling Aussicht hatten, 
noch vor Winter ihre Wohnungen in stand setzen zu können 115 ), und 
auch das nur unter gewissen Bedingungen. Die Gemeinde weigerte 
sich nämlich, die zu diesem Zwecke nötigen Bausteine zu liefern, trotz- 
dem sie an den Ziegelöfen bereit lagen und ein Bedarf dafür seitens 
der Gemeinde Mülheim nicht vorlag. Hier griff die Regierung ener- 
gisch ein und verfügte, das Material sofort zu liefern, widrigenfalls 
der Geheime Rat von Düsseldorf aus die Steine taxieren werde 116 ). 

,M ) Etwa Düsseldorf, Wesel, Duisburg, Neuss. 

*“) D. A. I. Va, 294 undatiert: wahrscheinlich 2. August. 

*'*) D. A. I. V a, 296. Trotzdem musste noch am 28. August aus Düssel- 
dorf von neuem der strenge Befehl zur Lieferung der Steine ergehen, die 
unter einem anderen Vorwände abermals zuruckgehalten waren. 
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Damit war den Emigranten für den Augenblick allerdings geholfen, 
aber der Widerstand der Ortsobrigkeit erlahmte keineswegs und zeigte 
sich alsbald auf anderen Gebieten, sodass die Kaufleute am 6. August 
sämtlich mit einem neuen, dringenden Gesuch einkamen, woraus her- 
vorgeht, dass der Vogt ihnen „in Omnibus et singulis contrarie“ gesinnt 
sei, ja sein ganzes Streben gehe dahin, „uns und unsere ohnedem 
genugsam beängstigte hausfrauen so abzuschrecken, damit der an- und 
abzug desto beschwerlicher falle“, sie behaupten sogar, dass er von 
Köln zum Widerstande aufgestachelt sei. 

Aber in all diesen Fragen von wenig einschneidender Art war 
es der bergisehen Regierung doch leicht, Wandel zu schaffen, da sie unbe- 
dingt die stärkere war, viel schwieriger sollte sich in der Folge die 
Durchführung des Versuches zeigen, das allseitig gewünschte Bört- und 
Marktschiff für Mülheim einzurichten. 

Wir sahen, wie die an der Auswanderung beteiligten Kreise 
einstimmig die Errichtung einer Marktschiffahrt für Mühlheim ver- 
langten, so dass die pfälzische Regierung nicht mehr umhin konnte, 
das Unternehmen in die Wege zu leiten. Am 31. Juli 1714 gingen 

die dazu nötigen Schreiben von Düsseldorf aus an die Regierungen ab n7 ), 

*'*) I). A. I. V a, 292 ff. Das wichtige Aktenstück hatte folgenden 
Wortlaut: „Unseren p. (gruss zuvor.) Ew. liehden mögen wir nicht bergen 
und werden ebendieselbe ebenfalls der tat verspüret haben, wie schlecht es 
eine zeit hero mit der Schiffahrt aufm Rheinstrom bestellt gewesen und 
annoch seie; indem wir nun zu dessen hochnötiger remedur und hcfürderung 
des hierunter leidenden commercii publici und absonderlich um desto raehrer 
communication mit unseren Kurpfälzischen und hiniedrigen unseren landen 
bei zu behalten, nicht unbillig bewogen worden in unserer freiheit Mülheim 
am Rhein ein bürdt und markschiff anlegen zu lassen, welches wöchentlich, 
oder sonst, sooft und manchmal die notdurft es erheischen möchte, die zu 
ged. Mülheim zur Spedition ankommenden waaren und guter den Rhein und Main 
hinauf und hinunterfahren und des ends dahigen eingesessenen und Schiffern 
Henrichen Freytag besonderes geleitpatent mitgeteilet haben, als haben wir 
zu Ew. liehden in erwegung dero für das allgemeine besten tragenden höchst- 
rühmlichen eifer beständige Zuversicht, dieselbe werden unsere hiebeiführende 
gute intention allerdings billigen selbige kräftigst zu sekundieren und dieses 
erspriessliche werk zu des boni publici würklicher erreichung des dahin ab- 
zielenden endzwecks mit befürdern zu helfen von selbst geneigt sein, mithin 
an dero aufm Rhein angelegene zollstätte habende officianten und bediente 
die gemessene nachdrückliche Verordnung ergehen lassen, dass diesem unserem 
bürdt und markschiff aller orten dero gebiets gegen massige Verzollung der 
eingeladenen kaufmannswaaren und güteren die freie pass- und repassierung 
auch ab- und zufuhr verstauet, fort sonst aller etwa erforderlicher Vorschub 
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deren Gebiet das Schiff auf seiner Fahrt berühren musste, also an die 
Kurstaaten von Mainz, Trier und Köln, sowie an die clevisch-preussi- 
sche Regierung. 

Die Institution der Marktschiffe reicht in Deutschland bis ins 
späte Mittelalter hinab. Ihre Ensteliung verdanken sie einmal der 
Entwickelung des städtischen Lebens, dann der wachsenden Bedeutung 
der Märkte. Hier mussten anders geartete bequemere Transportmittel 
ersonnen werden, als sie bis dahin üblich waren, um den gesteigerten 
Bedürfnissen ausreichend Rechnung zu tiagen, ja es konnte nicht aus- 
bleiben, dass sich auf die Dauer ein wohlorganisiertes Transportgewerbe 
bildete: und die Märkte waren es, ilie, sich den Ernten anschliessend, 
den Anstoss zu diesem periodisch arbeitenden Verkehrsdienste gaben. 
Dort konnte natürlich die Entwickelung sich am leichtesten und besten 
vollziehen, wo die Natur diesen Bestrebungen auf alle Weise Vorschub 
leistete, also an grossen schiffbaren Flüssen. Deshalb ist es nicht zu 
verwundern, wenn gerade im Rheinlande und besonders in den geseg- 
neten Fluren des Oberrheins die sog. Marktschiffahrt ihre Entstehung 
gefunden hat und bereits im 15. Jahrhundert in der Mainzer Gegend 
nachweisbar ist. Dort erreichte sie auch ihre höchste Blüte, womit sich 
naturgemäss auch die fortgeschrittenste Entwickelung verband. 

Aber gleichzeitig entstanden ähnliche Unternehmungen auf dem 
ganzen Rheinstrome, und die späteren Jahrhunderte haben zahlreiche 
Verbindungen dieser Art zwischen allen wirtschaftlich irgendwie be- 
deutenden Orten gesehen. Ihr durchaus moderner Kern war: Regel- 
mässigkeit der Fahrten und Zugänglichkeit für jedermann. Freilich 
lag in dem zuerst genannten Charakteristikum ein Moment, das zu 
weiterer Ausbildung fähig war, wodurch der Charakter der Markt- 
schiöährt noch erheblich modernisiert werden konnte. Dann erst war 
der Höhepunkt ihrer Entwickelung erreicht, wenn die Regelmässigkeit 
in möglichst kurzen Perioden sich vollzog. Bedeuteten wöchentliche 
Fahrten bei einer räumlich ausgedehnten Strecke schon immerhin eine 
hohe Entwickelung, so war es doch ein wichtiger Fortschritt, wenn nicht 
ein, sondern zwei Marktschiffe, je eins zu Berg und zu Tal fuhren, 
und zwar täglich, wie es z. B. bei der Maiuz-F rankfurter m ) Schiffahrt 

geleistet werde. Ew. liebden hiebei bezeigende Willfährigkeit gereichet zu all- 
gemeinem und deroselbst eigenen landen sonderbaren nutzen, und werden wir 
ohne dem dieselbe mit erweisung angenehmer 

ns) Vgl. R. Bettgenhäuser, Die Mainz-Frankfurter Marktschiffahrt im 
Mittelalter, Leipzig 1896. 
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der Fall war. Fassen wir die charakteristischen und hervorstechendsten 
Merkmale der .Marktschiffahrt kurz zusammen, so sind es, ,, Unabhängigkeit 
von einem besonderen Bedarf im Einzelfall", sowie „Abhängigkeit von 
einem regelmässig wiederkehrenden Bedarf“ 119 ). Die Errichtung der 
Marktschiffe geschah in späteren Zeiten wohl allgemein durch Verfügung 
des Landesherrn und der Städte, die das Patent an eine Genossenschaft 
oder an einen Privaten verliehen, wofür diese dann manchmal eine 
bestimmte Konzessionssumme zu entrichten hatten. 

Das Mülheimer Marktschiff, dessen Errichtung Jülich-Berg be- 
absichtigte, ist den höchst entwickelten Arten dieses Transportmittels 
nicht zuzuzählen. Es sollte vorläufig lediglich dem Güterverkehr dienen, 
eine Personenbeförderung war wohl ausgeschlossen. Aber auch ein 
weiteres Merkmal des Marktschiffsverkehrs konnte man ihm nicht in 
vollem Masse zusprechen ; denn die Regelmässigkeit der Fahrten sollte 
zwar das Gewöhnliche sein, aber die im Patent stehende Klausel „oder 
sonst oft und manchmal die notdurft es erheischen möchte“, stellte diese 
doch in Frage. Das Marktschiff war durch fürstlichen Befehl ins 
Leben gerufen, aber eine weitere Kompetenz scheint der Landesherr 
nicht beansprucht zu haben, denn es lief auf Kosten der beteiligten 
Kaufleute; allerdings stand die Benutzung, dem öffentlichen Charakter 
der Marktschiffahrt entsprechend, jedermann zu. Vergleicht man damit 
die zahlreichen damals bereits auf dem Rheine bestehenden Markt- 
schiffahrtsverbindungen 12 °), so gehörte die Mülheimer, wie sie projektiert 
war, durchaus nicht zu den am meisten entwickelten. Aber diese 
Mängel wurden doch in gewisser Beziehung wieder wett gemacht durch 
die erhebliche Ausdehnung der Fahrt, die sich rheinauf bis Frankfurt, 
rheinab bis Holland richten sollte. Diese bedeutende Ausdehnung der 
Mülheimer Börtschiffahrt rechtfertigte sich im Hinblick auf die geo- 
graphische Lage der kurpfälzischen Lande von selbst 121 ). Jedenfalls 
aber bedeutete die Einrichtung des Marktschiffes bei dem damaligen 
Stande des Rheinhandels einen Stich ins Wespennest. 

Das halbe Jahrhundert nach dem Dreissigjährigen Kriege war für 

**•) Bettgenhäuser a. a. 0. S. 7—8. 

***) Etwa Bonn — Köln, darüber B. Kuskc, Annalen des historischen 
Vereins für den Niederrhein. Bd. 81, S. 1 ff. Derselbe, Die Rheinschiffabrt 
zwischen Köln und Düsseldorf vom 17. bis 19. Jahrhundert. Beiträge zur 
Geschichte des Niederrheins Bd. XX. 1906. 

m ) Bis dahin bestand nur die Linie Düsseldorf — Mannheim zwischen 
den beiden grossen Länderkomplexcn des Kurfürstentums. 
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die Wirtschaftsgeschichte des Rheinlande» die Zeit der grossen und ge- 
wagten Projekte ***). Die Verhältnisse in Zoll und Handel auf dem Rheine 
hatten sich auch für den Beginn des 18. Jahrhunderts kaum geändert. 
Obschon gerade in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts der Merkan- 
tilismus in Deutschland, Frankreich und England blühte, für die Rhein- 
gebiete während jener Zeit und in den ersten Decennien des folgenden 
Jahrhunderts hat er nur Projekte, keine praktischen Erfolge gezeitigt. Das 
17. Jahrhundert und die folgenden Jahrzehnte litten noch immer unter 
den Nachwirkungen des furchtbaren Krieges, der das Wirtschaftsleben 
auch der minder betroffenen Rheinlande schwer genug erschüttert hatte. 
Zugleich aber waren jene Jahrzehnte die Zeit der ärgsten Missbräuche, 
denen zu steuern Aufgabe der Territorialfürsten war, an die sie mit 
gutem Willen herantraten, deren sie jedoch nicht Herr zu werden 
Ter mochten. 

In den ersten Jahrzehnten, die dem Westfälischen Frieden folgten, 
hatte der Rheinhandel einen ganz erheblichen Aufschwung genommen, 
um dann aber in den siebziger Jahren derart zurückzugehen, dass man 
ernstlich befürchtete, die Rheinschiffahrt werde überhaupt zu Grunde 
gehen. Der Grund dieser Erscheinung war, dass der Handel vom 
Wasser völlig auf den Landweg geraten war, weil dort der Transport 
erheblich billiger sich gestaltete. All das war eine Folge des völlig 
entarteten Zollwesens. Die Klagen darüber bilden den roten Faden, 
der sich durch die umfangreichen Konvolute der Schiffahrtsakten jener 
Zeit hinzieht. Die Entartung des Zollwesens verdankt ihren Ursprung 
neben anderem der Verpachtung an Meistbietende, woraus sich Miss- 
stände aller Art von selbst ergaben m ). Dagegen nutzten alle Zoll- 
kapitelstage der rheinischen Kurfürsten nichts 184 ). Sie bieten immer 
dasselbe Bild, man mag sie untersuchen, wo man will. Wohl wurden 
dort die Missbräuche und deren Gründe erkannt, aber sobald die Ver- 
handlungen begonnen hatten, war jede Hand offen oder geheim wider 
die andere, niemand wollte von seinen einmal erworbenen, vermeint- 
lichen Rechten abweichen, die er gewöhnlich durch eine Menge von 


***) Vgl. Eberhard Gothein in: Beiträge zur Geschichte vornehmlich 
Kölns und der Rheinlande; Köln 1895, S. 361 — 400 (Mevissenfestscbrift.) 

'**) Gothein a. a. 0. 366. 

** 4 ) Man unterschied zwischen sog. Zollkapitelstagen und Zollkon- 
gressen. Letztere waren umfassender, indem sämtliche Uferstaaten dazu 
geladen wurden, während sich auf den ersteren nur die vier rheinischen 
Kurfürsten einfanden. 

3 * 
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Beweisurkunden zu stützen wusste, während die andern sie ebenso eifrig 
bestritten, sodass in irgend welchen wesentlichen Dingen selten ein 
durchgreifender Beschluss zustande kam. Deshalb ist auch das Studium 
einzelner Zolltage aus jener Zeit, mit Ausnahme dessen von 1699 I25 ), 
so trocken und unfruchtbar, weil in prinzipiellen garnichts, in unwesent- 
lichen Fragen wenig und heute kaum mehr interessierendes geleistet 
wurde 126 ). Es war erst einer späteren Zeit Vorbehalten, hier Ordnung 
zu schaffen, und wenn damals der ganze Rheinhandel nicht zugrunde 
ging, so war es eben der beachtenswerten Tatsache zu verdanken, dass 
ein Missbrauch den andern lahm legte oder aufhob. So sollten z. B. 
200 Säcke holländischen Salzes allein auf der Strecke Köln-Mainz nach der 
Zollrolle 225 Rth. 45 Kr. einbringen; der Schiffer nahm aber tatsächlich 
nur 108 Rth. ein, sodass, wenn alles mit rechten Dingen zuging, er 
einen Schaden von 117 Rth. gehabt hätte li7 ). Zu weiteren Belästigungen 
der Schiffahrt gehörten dann für den Nieder- und Mittelrhein die 
Stapelbestimmungen von Köln und Mainz, die natürlich von allen anderen 
Uferstaaten bestritten wurden. Besonders das Stapelreeht Kölns bildete 
eine der umstrittensten F ragen aller Verhandlungen in Sachen Zoll und 
Rheinschiffahrt. Aber die ohnmächtigen Proteste nutzten dagegen 
nichts, denn die Stadt Köln setzte allen Klagen ihre Urkunden entgegen, 
aus denen erhelle, dass sie kein „vermeintliches“ Stapelrecht habe! 
auch der seit Jahrhunderten bereits am Reichshofrat schwebende Prozess 
ist nie entschieden worden. Es fehlte hier eben wie im Reiche die 
starke Zentralgewalt ; denn unter den grossen Zollherrschaften am Rhein 
war keiner dem andern an Macht nennenswert überlegen. Sie waren 
an militärischen unil wirtschaftlichen Kräften einander ziemlich gleich, 
und so beschränkte man sich darauf, bei Meinungsverschiedenheiten 
im schlimmsten Fall einen Zollkrieg zu führen, dessen Erfolg meist 
eine lange und fruchtlose Verhandlung war, die in einen lahmen Ver- 
gleich auslief, der keine Dauer für die Zukunft versprach. 

Bei dieser Sachlage war die allseitige Billigung des neuen Unter- 
nehmens seitens der in Frage kommenden Zollstaaten ganz ausgeschlossen. 
Es war wohl bewusst gehandelt, wenn seitens der bergischen Regierung 
fast gleichzeitig mit dem an die rheinischen Kurfürsten gerichteten 

l ' a ) General-Landesarchiv in Karlsruhe, Pfalz, Generali» 7188, 7189, 
vgl. im einzelnen darüber Gothein a. a. 0. 361 ff. 

***) Ich verweise hier auf die im General-Landesarcbiv liegenden Akten. 
Pfalz Generalia: 6967, 6968. 

' ,7 ) Gothein a. a. 0. 372. Dort noch weitere Beispiele. 
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Schreiben die neue Linie eröffnet wurde. Sie glaubte wohl dadurch, 
dass das Projekt bereits verwirklicht war, wenn die Kunde von der 
Errichtung der neuen Marktschiffahrt bei den Mitkurfürsten einlief, 
ihre Absicht leichter durchführen zu können. Wohl nur diesem 
aussergewohnlichen Verfahren ist es zu verdanken gewesen, wenn 
das Marktschiff überhaupt einige wenige Fahrten gemacht hat. Und 
doch war die Art, wie Jülich-Berg diese Frage in die Hand nahm, 
den Umständen nach vielleicht die beste und trug den einmal beste- 
henden Verhältnissen, zumal im Hinblick auf die in Mülheim neu 
begründete Industrie, am meisten Rechnung; die Regierung durfte 
nicht anders handeln. Sie konnte, wo die Grundlegung für den wirt- 
schaftlichen Aufschwung so glücklich von statten gegangen war, bei dem 
einmal erreichten nicht stehen bleiben, hier musste auch weiter geholfen 
werden, wenn man nicht den Erfolg aufs Spiel setzen wollte. Sie 
musste den wirtschaftlich gesteigerten Bedürfnissen Mülheims ent- 
gegenkommen, wenn die ganze Anlage nicht verkümmern sollte. Denn 
was besagten für die Spediteure Köster und Stock die Lokalverbin- 
dungen, welche Mülheim bereits hatte, die Fähre zwischen Riehl und 
Mülheim einerseits m ) und der infolge des starken Absatzes im bergischen 
Lande seitens Köln bestehende und Mülheim als Durchgangshafen be- 
nutzende Schiffsverkehr mit Köln, jener Stadt, von der sich die ber- 
gische Freiheit gerade wirtschaftlich möglichst emancipieren sollte und 
notwendig musste, wenn sie ihre ganze neue Entwickelung nicht gefährden 
wollte. Nur durch Gewinnung eines eigenen Handels- und Verkehrsmittels, 
unabhängig von der nahen, ohnehin schon so gefährlichen Nachbarstadt, 
nur durch Gewinn des reichen Hinterlandes, wo in erster Linie der 
Konkurrenzkampf mit Köln aufzunehmen war, schien das geschehen zu 
können. 

Ehe noch Kurpfalz seinen Plan wegen des Marktschiffes in die 
Tat umgesetzt hatte, erfolgte bereits von der Macht aus, die von dem 
Vorhaben, weil man ihren Stapel ignorierte, allein nicht in Kenntnis 
gesetzt war, der Angriff, nämlich von der Stadt Köln. 

Am 13. August war bei der kurfürstlichen Landesregierung in 
Düsseldorf ein Schreiben des Mülheimer Bürgers v. Aussem eingetroffen ia9 ), 
in dem er berichtete, dass ihm das beiliegende offizielle Schriftstück der 
Stadt Köln eingehändigt worden sei 13 °). So wurde Jülich-Berg von folgendem 

'”) Vgl. den Aufsatz von B. Kuske, Düsseldorfer Jahrbuch lid. XX, S. 292 ff. 

,s *) D. A. I. V a, 29!) datiert Mülheim, 11. Aug. 1714. 

’“) D. A. I. Va, 301. 
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Sachverhalt in Kenntnis gesetzt. Am 11. August waren beim Krahnen- 
bau ein Notar nebst zwei Geistlichen erschienen und hatten einem der 
beim Bau beschäftigten Arbeiter einen „zettel“ überreicht mit dem 
Auftrag, er möge ihn v. Aussem zustellen. Darin teilte der Rat mit, 
er habe in „äusserliche“ aber „sieherliche“ Erfahrung gebracht, dass 
im „bergischen territorio gelegenen flecken Mülheim genannt am ufer 
des Rheins“, ein Erahnen aufgerichtet werde. Dieser Bau aber diene 
zu nichts geringerem, als „zum höchsten nachteil und praejudiz hiesiger 
kaiserlichen freier reichsstadt habenden Privilegien, gerechtsame und 
von undenklichen jahren wohlherbrachter observanz“. Darum sei der 
Rat „gleichsam genötigt worden“, sich vorzusehen und das „novum opus 
förmlich denuncieren zu lassen“. Aussem, der Schlimmes befürchtete, 
setzte seine Regierung sofort in Kenntnis. 

Schon längst hatte der Kölner Rat mit Missfallen und Widerstreben 
der Emigration, wie sie sich ganz gegen seine Erwartung entwickelt hatte, 
gegenüber gestanden. Trotzdem war die Übersiedelung nach Mülheim 
glücklich vollzogen worden. Die Ratsherrn erinnerten sich der alten 
Kämpfe ihrer Väter. Aber die Verhältnisse waren gegen früher doch 
ganz anders geworden ; nicht militärisch, wie ehedem, sondern wirt- 
schaftlich drohte von Mülheim Gefahr. Vergebens suchte der Rat nach 
einer Handhabe, um Kurpfalz beizukommen. Da lief am 6. August in 
Köln die Nachricht ein. dass der Krahnenbau begonnen sei „um daselbst 
die güter lassen zu können“ 181 ). Jetzt schien ganz sicher zu sein, 
dass man es in Mülheim auf nichts geringeres als den Stapel, das 
heiligste Vorrecht der Stadt, abgesehen hatte; sofort traf der Magistrat 
seine Anstalten, „quo citius eo melius“ und schon am 10. August ver- 
ordnete er, die „schedula nuntiationis novi operis“ wegen des Krahnen- 
baues „per notarium“ zu „insinuieren“ I32 ). Das allerdings war das 
einzige gewesen, was der Senat vorläufig tun konnte, so liess sich 
allenfalls die Zerstörung des Krahnens durchsetzen. Die Tatsache freilich, 
dass sich zwischen Köln und den Niederlanden ein neuer Platz von 
Bedeutung eingedrängt hatte, konnte jetzt nicht mehr rückgängig 
gemacht werden ; weiter musste man auch damit rechnen, dass dieser 
Ort die Erzeugnisse des jülich-bergischen Landes billiger als die alte 
Reichsstadt abgeben konnte, sodass Kölns Bestreben nun vor allem 
darauf ansgehen musste, auf gesetzlichem Wege eine weitere Ausdehnung 
der wirtschaftlichen Bedeutung Mülheims möglichst zu verhindern. Und 

■»') Rp. 161, 278. 

»”) Rp. 161, 280, 283. 
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bald brachten die Verhältnisse dem Magistrate Beweise, auf Grund 
deren er seine Aktion gegen die Konkurrentin eröffnen konnte. Am 
15. August war der Schiffer Classen 1M ) mit seinem von Holland kom- 
menden Fahrzeuge in Düsseldorf angehalten und gezwungen worden, 
für Stock und Köster „ anzubrechen“. Das war eine Stapelverletzung, 
denn nach ihm war es allen von Holland nach Köln kommenden 
Schiffen verboten, die Ladung unterwegs „anzubrechen“ ; ganz ähnlich 
war es dem Schiffer Dietrich v. Lotten ergangen 134 ). Was aber vol- 
lends den Magistrat zum Vorgehen drängte, war, dass am 14. August 
der Marktschiffer Freytag mit seinem Fahrzeuge, „dem äusserlichen 
vernehmen nach mit stapelwaaren beladen“, „am hellen tage“ an der 
Stadt vorbeigefahren war 185 ). Das war zuviel! Schon am 15. fasste 
der Senat an den Kaiser ein Schreiben ab, das „mit expresser staffetta“ 
abgeschickt werden sollte 186 ). Aber die mehr ideelle und moralische 
Bundesgenossenschaft des Kaisers suchte der Rat auch durch reale 
Bündnisse zu stützen, indem er hei den rheinischen Kurfürsten Stimmung 
gegen das Mülheimer Unternehmen zu machen suchte, obgleich deren 
Ansichten über den Stapel ihm bekannt waren und er auf Unterstützung 
kaum rechnen konnte. Dennoch fertigte er, ein Beweis für die Wich- 
tigkeit, die er der Sache mit Recht beilegte, eine Gesandtschaft ab, 
damit die Kurfürsten 137 ) zur „hintertreibung der von Mülheim aus 
teniterender höherer auffahrt mit holländischen kaufmannsgütern“ und 
„conversation hiesigen Stapelrechts ihre hohe patrocinia mit einlegen“ I38 ). 


ua ) Up. 161, 285. 

,M ) Rp. 161, 285. 

'**) D. A. I. V a, 318. Der Rat glaubte irrtümlich, dass es v. Aussem 
gewesen sei. 

1W ) Rp. 161, 285. 

'”) Gemeint sind natürlich nur die von Mainz und Trier. 

*“) Rp. 161, 286. Wir besitzen den Gesandtschaftsbericht noch heute. 
Als Vertreter der Stadt fungierten auf dieser Reise: Ernst von der Ketten 
und Ferd. Braun. Sie nahmen als erstes Ziel Mainz, dessen Kurfürst sie 
persönlich ihre Aufträge ausrichten durften, ln möglichst grellen Farben 
wurde natürlich das Unheil geschildert, das auch vor allem Mainz durch die 
neue Mülheimer Schiffahrt treffen werde. Als dann aber die Verhandlungen 
durch die beiderseitigen Sachverständigen eröffnet wurden, traten die Mainzer 
Beschwerden gegen den Kölner Stapel so sehr in den Vordergrund, dass die 
Gesandten alsbald ihre Schritte weiter nach Trier lenkten. Auch dort trat 
die Mülheimer Frage alsbald gegen die angeblichen, ungerechtfertigten Stapel- 
forderungen von Köln völlig zurück, sodass die Kölner, die Aussichtslosigkeit 
weiterer Bemühungen cinsehend, ihre Verhandlungen abbrachen. In dem 
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Bei Kur-Köln bedurfte es dieses Versuches nicht. Seine Regierung leitete 
damals, infolge der Ächtung des Erzbischofs Joseph Clemens, das Domkapitel. 
Wegen der gleichartigen Interessen, die ausnahmsweise Stadt und Stift 
auf politischem Gebiete einmal verfolgten, war auch für unseren Fall 
zweifellos schon damals ein Einverständnis erzielt worden, das auf ge- 
meinsames Handeln wegen gemeinsam bedrohter Interessen ausging. 
Aber das war auch die einzige Freundin, auf welche die Stadt Köln 
rechnen durfte, während die anderweiten Versuche aussichtslos bleiben 
mussten. Aber bezeichnend sind sie doch und nur aus dem Ernst der 
Lage zu erklären. Nach wie vor hielt die Stadt die Fortsetzung der 
pfälzischen Politik Mülheim gegenüber für eine Lebensfrage von über- 
ragender Bedeutung, ln dem umfangreichen Aktenkonvolut, das nach 
Wien, an den kaiserlichen Hof, abgefertigt wurde, bezeichnete der 
Magistrat sein Stapelrecht als eine „reich, ja weltkundige sach“, 
das von „undenklichen“ Zeiten herrühre, wonach alle „von unten 
hinauf und von oben herunter kommenden schiffe dahier anlanden, aus- 
laden und ihre waaren zufolge der auf diese iura gerichteten Ordnung 
in andere schiff, nachdem mit denen stapelwaaren die gewöhnliche Stapel 
und marktag gehabt, überschlagen müssen, keineswegs aber als viel die 
von unten hinauf kommenden schiff belangt, ihre ladung unterwegs an- 
brechen, mit denen eingeladenen waaren kauf oder markt halten mögen, 
sondern mit unangebrochener ladung auf einem boden in Köln anlanden 
und von ihrer ladung an dem lagerort, woher sie ihre ladung einge- 
nommen, eine beglaubte obrigkeitliche certification mit bringen und 
darüber, dass dieser certifikation zufolg die ladung ganz unerbrochen 
als vorgemeld dahingebracht, den gewöhnlichen eid ablegen müssen, 
gestalten dann erwähnter anwalts principalen dessen nicht nur in 
kündbaren besitz vel quasi sich befinden, auch die contravenienteh 
immerhin nach beschaffenheit der Sachen entweder gar abweisen, die 
ladung an denen krahnen untersagt und sonsten mit anderen geld- 
strafen belegt werden sollen“ 1S9 ). Das ist der Wortlaut des vielum- 
strittenen Stapelrechts der Stadt Köln, dessen Verhältnisse hier nicht 
zu untersuchen sind, zumal darüber im Einzelnen noch völlige Dunkel- 

Berichte über ihre Reise verfehlten sie denn auch nicht, den Rat über alles 
Vorgefallene zu informieren; so konnte man sich über das völlige Miss- 
lingen jener Reise keinen Illusionen hingeben. Der umfangreiche Bericht 
beruht im Kölner Stadtarchiv IV, 198. fol. 44 S. Die Reise dauerte vom 
27. Aug. bis 16. Okt. 1714. 

’*•) D. A. I. Va, 388. 
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heit herrscht 140 ). So wurde denn der Stapelprozess im Jahre 1714 
wieder aufgenommen; auch Köster und Stock erhielten vom Magistrate 
scharfe Schi eiben U1 ), sodass sie sich schleunigst an die Regierung 
in Düsseldorf wandten, während Köln gegen Pfalz als Verletzerin 
seines Rechtes in ausführlicher Deduktion in die Schranken trat l4 *). 

So zog sich das Unwetter, das über die pfälzische Neugründung 
hereinbrechen sollte, von allen Seiten zusammen. Die Bitten v. 
Aussems 14S ), ihm für den zweiten Teil der Linie, nach Holland, das 
Patent zu geben, mochten bei der Regierung angesichts der ernsten 
Lage nur wenig Hoffnung auf Gelingen erwecken, trotzdem der König 
von Preussen sich dazu bereit erklärt 144 ), Aussem alles fertiggestellt, 
zwei Schiffe angekauft und bemannt hatte, die „augenblicklich“ ,4S ) 
abfahren könnten. Diese niederländische Linie würde als ein Ergän- 
zungsunternehmen zu dem des Freytag aufzufassen sein, so konnte der 
auf beiden Teilen des Stromes verschiedenen Schiffahrt, z. B. durch 
verschiedene Schiffstypen, am besten Rechnung getragen werden, an- 
dererseits wäre dadurch die Schnelligkeit im Transport erheblich ge- 
steigert worden, was besonders den aus Holland kommenden Gütern, 
wie Fische, Käse, Butter, zugute gekommen wäre. Aber alle diese 
Pläne blieben solange illusorisch, wie das Stapelrecht der alten Rhein- 
metropole noch bestand und behauptet wurde. Und dass der Magistrat 
zu den äussersten Schritten bereit war, zeigte er dadurch, dass er an 
Stock und Köster die Drohung ergehen liess, falls das Marktschiff noch 
einmal an Köln vorbeifahre, würde es „tätlich“ angegriffen werden 14S ). 
Es war eine Sprache, die an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig 
liess, aber eine ähnliche Antwort seitens Jülich-Berg auch geradezu 
herausforderte ; in der Tat zögerte dieses nicht, jetzt energisch durch- 
zugreifen, und erliess an die Stadt ein Schreiben, des Inhalts, dass man 
sofort zu den schärfsten Mitteln greifen werde, wenn die ausgesprochene 

14 °) Eberhard fiothcin, Geschichtliche Entwicklung der Rheinschiffabrt 
im 19. Jahrhundert. Leipzig 1903. 

'“) D. A. I. Va, 317. 

141 ) Es liegt dieser Arbeit selbstverständlich völlig fern, auf die neu 
entbrennenden Stapelstreitigkeiten einzugehen; wir begnügen uns lediglich 
mit diesem Hinweis und werden nur bei Gelegenheit darauf eingchen. 

145 ) D. A. I. Va, 316, 312. 

144 ) D. A. I. Vb, 6, 

14 ‘) D. A. 1. Va, 30. 

> 44 ) D. A. I. Va, 316. 
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Drohung verwirklicht würde * 47 ). Diese aggressive Politik konnte in 
Stapelfragen ruhig eingescblagen werden, da Köln in diesem Punkte, 
wenn überhaupt, nur der Gewalt wich. 

Um so richtiger war es, den Kurfürsten gegenüber gute Bezie- 
hungen zu bewahren, besonders zu Mainz, das vor allem wegen der 
Verbindung mit den pfälzischen Landen in Frage kam. Des Trierers 
dnrfte man wohl von vornherein sicher sein. Von dort erhielt am 
24 . August der Geheime Rat in der Tat ein zustimmendes Schreiben U8 ). 
Man verlangte, wie selbstverständlich, nur, dass die gewöhnlichen Ab- 
gaben an den Zöllen entrichtet würden, wofür maii dann das Unter- 
nehmen auf alle Weise zu unterstützen und zu fördern versprach u9 ). 
Aber Kurpfalz konnte sich eben keinen Täuschungen darüber hingeben, 
dass diese Antwort zu erwarten war; Trier war leicht als Bundes- 
genosse zu gewinnen, weil Pfalz einen Vorstoss gegen den Stapel von 
Köln unternahm, dem es sich schon aus Opposition anschloss. Einen 
Stapelort am Rhein besass Trier nicht, und so konnte auch, ganz ab- 
gesehen von der Animosität gegen die Stadt Köln, in rein wirtschaftlichem 
Sinne das Unternehmen ihm nur Gates bringen, und seine Förderung 
schien schon dnrch die Klugheit geboten. 

Wenig später traf auch das Antwortschreiben von Mainz ein lä0 ). 
Kurpfalz erwartete von hier wohl kaum eine zustimmende Antwort ; 
denn in Mainz lagen die Dinge ganz ähnlich wie in Köln, auch diese 
Stadt, die den Oberrhein wie den Main beherrschte, beanspruchte ener- 
gisch ihr Stapelrecht. In ihrem Schreiben betonte die kurmainzische 
Regierung den guten Willen, den sie immer gehabt habe, wenn es sich 
darum handelte, die völlig heruntergekommene Rheinschiffahrt zu ihrem 
früheren „flor“ zu bringen, aber zu bedenken sei, das Stift besitze 
seit „undenklichen jahren“ ein Stapelrecht 1M ), wonach alle von den 
Niederlanden kommenden Schiffe in Mainz anhalten müssen. Wenn 
sie ihre Waren über Mainz hinaus befördern wollen, werden diese 
aus dem Schiffe umgeladen „in andere besondere und offene schiff“ ,54 ). 

147 ) D. A. I. V a.330. Johann Wilhelm verfehlte nicht, eigenhändig das 
ihm vorgelegte Schriftstück mit Zusätzen zu versehen, die dem Wortlaute 
eine noch schärfere Wendung gaben. 

'**) D. A. I. Va, 338. 

■*•) 1). A. I. Va, 339. 

«•) D. A. I. Va, 344. 

,5 ') Die Bestimmungen liegen vollständig in einer Deduktion vor. 
D, A. I. Vh, 66 ff. ; die Akten stammen aus dem pfälzischen Archiv. 

lä! ) D. A. 1. Vb, 79. 
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Haben dagegen niederländische Schiffsleute in der Pfalz oder sonst ober- 
halb Mainz Wein, Korn, Früchte geladen, und wollen diese stromab führen, 
so müssen sie in „die bestellte offene schiff“ geladen werden, „doch 
ohne dass sie damit ferner dann bis gen Mainz fahren dürften“ 15s ). 
Auch hat Mainz ausser den üblichen Zöllen neue eingeführt, indem 
von jedem Malter Korn 4 Heller, von jedem Fuder Wein 12 Albus, 
„davon 6 albus uff die renten und 6 albus zu kralmengeld“ gezahlt 
weiden müssen; eine Last, die in gleicher Weise auch von andern 
Waren, wie Hering, Stockfisch, Platteisen, zu tragen war. Endlich 
war noch die Neuerung eingeführt worden, dass ein Schiffer, der den 
Rhein hinabfuhr, auch in Filzbach verzollen musste. Von jedem Malter 
Korn wurden 6 Heller, von einem Fuder Wein 18 Albus erhoben „zu 
Überschlag, davon 12 albus uff die renten und 6 albus zu doppeltem 
kralmengeld; also auch von jedem hallen, so am krahnen [gehoben 
und zu Mainz nit bleiben tut, bi9 in 4, 5, 6, 7 und mehr albus in 
die renten und dann eben soviel kralmengeld davon zu entrichten und 
zu bezahlen“ lM ). Natürlich waren auch diese Bestimmungen durchaus 
nicht unwidersprochen, aber Pfalz musste eben Mainz vorsichtiger 
behandeln als Köln, trotzdem ihm beide Stapel verhasst genug waren, 
und ersteres mit seiner Stapelgerechtigkeit die kurpfälzischen Lande 
ebenso wirtschaftlich zerschnitt, wie das im Norden Köln besorgte. 
Aber bei Mainz galt es für die pfälzische Politik behutsam zu sein, 
hier kam es doch darauf an, einen Bundesgenossen zu erhalten, dessen 
Freundschaft für die Verbindung der südlichen und nördlichen Lande 
von grosser Wichtigkeit war. 

Ehe die Düsseldorfer Regierung Mainz gegenüber eine bestimmte 
Politik einschlug, trat endlich auch Kurköln mit ihr in Verhandlungen 
über die Mülheimer Angelegenheit 155 ). Den Grund für die auffällige 
Verzögerung finden wir wahrscheinlich in der Verständigung, die mit 
der Stadt zustande gekommen war, und die auf gemeinsames Vorgehen 
betreffs Mülheim hinauslief. Die Ratsprotokolle ergänzen trefflich das 
Bild des seltenen Zusammengehens von Stadt und Stift in jenen Tagen 156 ). 

>“j D. A. r V b, 80. 

'**) D. A. I. V b, 80. Die oben erwähnte Deduktion war durch das 
ablehnende Schreiben von Mainz entstanden, und die Heideibergische Regierung 
erhielt Befehl, die Akten über den Stapel von Mainz, soweit sie für diesen 
Fall in Betracht kamen, zusammenzustellen. D. A. I. V a, 347. 

'") Das pfälzische Schreiben war erst am 17. August zu Händen des 
Kapitels gekommen. D. A. I. V a, 361 ff. 

“•) Ober die Ursachen siehe: B. Erdmannsdörffer, Deutsche Geschichte, 
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Ara 3. September findet sich dort die vertrauliche Äusserung, ob nicht mit 
dem Domkapitel zu „commnnicieren“ sei, „wegen der vorbeifahrt auf 
dem Rhein'* 1M ), und wenige Tage später, am 7. September, heisst es, man 
solle sich mit dem Domkapitel wegen Behinderung der Mülheimer Fahrt 
in Verbindung setzen I58 ). Der kurkölnischen Regierung war die Ver- 
letzung des Kölner Stapels an sich ganz gleichgültig; Grund zum 
Zusammenhalten mit der Stadt war lediglich die Nichtachtung der 
Rechte der kurkölnischen Salzmüdder und deren Klage, „dass dadurch 
ihre von hiesigem kurfürstentumb zu leben tragende und von vielen 
saeculis ruhig geübte salzmass merklich geschmälert und sie dadurch 
in grossen schaden gebracht würden“ l6S ), dann natürlich auch die 
politische Lage. Bei dieser Sachlage durfte sich Kurpfalz kaum darüber 
täuschen, dass es schwer sein werde, Kurköln zu gewinnen ,G0 ). 

Unterdessen eröffnete die Stadt einen eigentümlichen Feldzug gegen 
das aufstrebende Mülheim. Am 7. September verfügte der Rat. es sei den 
städtischen Werkleuten „unter der liand“ zu bedeuten, „dass sie sich 
allinger arbeit zu Mülheim enthalten und massigen sollen“ 161 ), und 
noch am 31. Oktober 1714 hat der Magistrat sich mit derselben Ange- 
legenheit befasst, um, — es war unterdessen von Wien der kaiserliche 
Befehl eingetroffen, den Krahnenbau einzustellen, — sein Verbot bei 
Verlust „der amtsgerechtigkeit und anderer strafen“ zu erneuern Iß *). 

Für Jülich-Berg kam es jetzt vor allem darauf an, mit Kurköln 
die Unterhandlungen in Fluss zu bringen, und Reiner drang darauf, 
eine Konferenz zur Regelung der Streitfragen vorzuschlagen. Dem 
würde sich das Stift wegen „Einstellung“ des Erzbischofs vorläufig zu 
entziehen suchen, und so gewinne man Zeit. Dennoch verhehlte sich 
Reiner die Gefahr, welche bereits drohend über dem Unternehmen 


vom westfälischen Frieden bis zum Regierungsantritt Friedrichs des Grossen 
II, 185, 215 ff. 2 Bde., Berlin 1892. 

,K ) Rp. 161, 317. 

“•) Rp. 161, 319. 

'*•) D. A. I. Va, 362. 

**•) Dem Kurfürsten Johann Wilhelm wurde in dem kurkölnischen 
Schreiben sogar die Kompetenz bestritten, überhaupt Geleitspatente ausser- 
halb seines Landes, ohne Befragung der Mitkurfursten, zu erteilen. 

»>) D. A. I. V b, 173. 

,M ) D. A. I. Vb, 174. Schon früher, am 27. August, hatte der Senat 
mit ähnlichen Mitteln vorzngehen versucht. Er liess einen Meister, sowie 
„bis 30 personen“, die als Kölner in Mülheim gearbeitet hatten, „Vorbe- 
scheiden“. Rp. 161, 303. 
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schwebte und alle Kombination über den Haufen zu werfen drohte, 
nicht, als er in seinem Gutachten schrieb, die Regierung möge sich 
vorsehen, da er glaube, Stadt und Stift Köln hätten sich dahin ins 
Einvernehmen gesetzt, das Marktschiff anzuhalten, ein Plan, mit dessen 
Ausführung wohl kaum mehr lange gezögert werde 1M ). 

Die Befürchtungen des pfälzischen Rates sollten sehr bald bestätigt 
werden. Während die bergische Regierung Köln und Mainz im Unklaren 
liess, hoffend, dass das Marktschiff wenigstens eine Zeit lang so unge- 
stört fahren könne und dass man dann, — bei der unsicheren recht- 
lichen Lage in Schittährtssacben war vieles möglich, — nicht wage, 
ihm ohne eingehende Verhandlungen die Berechtigung zur Fahrt zu 
bestreiten, wurde ihr am 20. September 164 ) eine Nachricht zuteil, wodurch 
der ganze Ernst der Wirklichkeit den bergischen Räten vor Augen 
trat und sie belehrte, dass es unmöglich sei, den eingeschlagenen Weg 
weiter zu verfolgen. An dem oben genannten Tage lief nämlich ein 
Brief Freytags, des privilegierten oberländischen Marktschift'ers, ein, in 
dem er meldete, dass sein auf Frankfurt bestimmtes Schiff, mit Mess- 
gütern beladen, in Mainz angehalten sei und zwar mit dem Bedeuten, 
dass es bis zum 15. bleiben müsse, weil der Kurfürst zur Weiterfahrt 
keinen Befehl erteilt habe; man habe ihn dann schliesslich losgelassen 
mit der Bemerkung, „dass solches vor diesmal und hinfüro nicht mehr 
geschehen würde und dass, sobald die mess geendigt, er gleich darauf am 
rnontag wieder unter der Stadt Mainz halten sollen.“ Es war klar, 
Mainz, vergeblich auf eine Antwort wartend, hatte Ernst gemacht, 
doch so, dass der Vorfall mehr als Drohung, als Drücker auf die 
pfälzische Regierung, aufgefasst werden musste, sich endlich zu erklären, 
um weiteren Kollisionen vorznbeugen. Die harte Bedingung freilich, 
welche Frey tag gestellt war, Montag nach Schluss der Messe, welche 
Samstag stattfand, in Mainz wieder einzutreffen, ohne zu wissen, was 
ihm dort bevorstand, forderte eine energische Stellungnahme der ber- 
gischen Regierung heraus. Sie fasste am 22. September 165 ) Beschluss, 
worin sie den kurmainzischen Räten Voreiligkeit vorwarf, da es not- 
wendig gewesen wäre, Jülich-Berg genau über den Stapel zu informieren 
und solange wenigstens die Fahrt des Marktschiffes nicht zu behindern. 
Man erwarte wegen der leichtverderblichen Waren Aufhebung des 
Arrestes, damit weitere „verdriessliche“ Folgen vermieden würden und 

"*) D. A. I. Va, 370. 

,M ) D. A. I. Va, 376. 

“•) D. A. I. Va, 379. 
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hoffe, dass die Fahrt des Schiffes solange, bis die Angelegenheit wegen 
des Mainzer Stapels und dessen Bedingungen völlig geklärt seien, nicht 
wieder behindert werde. Die letzten Worte wurden am Schluss aus- 
drücklich noch einmal wiederholt, und es kann gar nicht bezweifelt 
werden, dass der Geheime Rat immer noch die alte Politik. Zeit zu 
gewinnen, weiter verfolgte 168 ). 

Aber die weitere Entwicklung der Dinge war dieser Politik wenig 
hold, sie forderte schleunige Entschliessungen ; denn in den ersten Tagen 
des Oktober hatte die Stadt Köln einen grossen Erfolg zu verzeichnen. 
Der Reichshofrat in Wien hatte das Stapelrecht bestätigt und die Klagen 
der Reichsstadt als Stapelverletzungen, die geahndet werden müssten, 
anerkannt. Schnell war der kaiserliche Gerichtshof fertig geworden 
und hatte schon unter dem 28. August 1714 ein feierliches Dekret 
für Köln ausgestellt, wodurch Karl VI., von Gottes Gnaden erwählter 
Kaiser, dem Pfalzgrafen „ freund- vetterlichen willen“ entbot und ihn 
aufforderte, unter Strafe von „20 mark lötigen golds halb in unser 
kaiserliche kammer, und den andern halben teil klägern unnachlässig 
zu bezahlen“, den Krahnen niederzulegen und die Marktschiffahrt ein- 
zustellen 16, ). Der kaiserliche Befehl setzte nur 2 Monate Frist an, 
innerhalb welcher der Fürst sich zu verantworten und zu verteidigen 
habe. 

Das kaiserliche Dekret beunruhigte nun die Düsseldorfer Regierung 
keineswegs, wohl aber bewirkte es, dass sie unter den Mitkurtürgten 
sich jetzt energisch nach Bundesgenossen umsah, denn der von neuem 
aufgenommene Stapelprozess war ein Mittel, um auch die noch wider- 
strebenden Herren in der Mülheimer Sache milder zu stimmen. Deshalb 
galt es vor allem Mainz zu gewinnen, mit dem eine glückliche Ver- 
einigung nicht ausgeschlossen schien. Reiner schlug dem Kurfürsten 
vor, er möge seine bereits in Mainz anwesenden Räte Fritz und Becker 
beauftragen, alle Zollschwierigkeiten zu lösen, um dadurch Mainz ganz 
auf die pfälzische Seite zu bringen. Dadurch werde man. so ist die 
alte Politik. Zeit gewinnen, während das Marktschiff seine Fahrt ruhig 
weiter fortsetze ,68 ). Darüber wurde der Geheime Rat in der Tat am 

*“) Wahrscheinlich spielte auch der Umstand mit, dass die bergiscbe 
Regierung Akten erwartete, um einen regelrechten papierenen Feldzug gegen 
Mainz und Köln zu eröffnen, was Reiner schon früher gefordert hatte 
D. A. I. V a, 378. Siehe auch : ibid. 347, 408. 

••’) D. A. I. Va, 387. 

“•) D. A. I. Va, 418. 
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8 Okt. schlüssig und gab den pfälzischen Räten Weisung, die Verhandlungen 
zu eröffnen. Eine besondere Instruktion erhielten sie nicht, sondern 
nur den Auftrag, freie Vorbeifahrt des Marktschiffes zu beanspruchen 169 ), 
mit der Begründung, dass diese von der erzbischöflichen Regierung 
Pfalz immer zugestanden worden sei; natürlich war an eine Erledigung 
der schwebenden Fragen in dem Sinne kaum zu denken. 

Während Berg Knnnainz auf seine Seite ziehen zu können hoffte, 
nahm Kurköln vorerst noch eine abwartende, dann schroff feindliche 
Haltung ein. Am 8. Oktober verlangte nach längerem Schweigen das 
Domkapitel von neuem, die Regierung möge warten und erst, nachdem 
die rheinischen Kurfürsten sich genauer verständigt hätten, die Fahrt 
einrichten ; dabei verhehlte die kurkölnische Regierung nicht, dass 
sie sich mit Mainz verständigt habe 17 °). Aber den Vorschlägen des 
Domkapitels musste Jülich-Berg vor allem widerstreben. Gerade die 
Fahrt des Marktschiffes wollte es durchsetzen, und was wollte es be- 
sagen, dass der König von Preussen sich mit dem Projekte des Markt- 
schiffes einverstanden erklärte m ), wenn das Stift Köln in seiner 
Feindseligkeit verharrte V Schon jetzt hat Berg entmutigt den Plan des 
niederländischen Schiffes endgültig fallen gelassen ; es hat anscheinend 
nicht eine einzige Fahrt unternommen. Wahrscheinlich ist, dass sich 
die bergischen Räte, als sie sahen, welche Wellen die Errichtung der 
oberrheinischen Marktschiffahrt geschlagen hatte, fürchteten, auch das 
holländische Schiff abfahren zu lassen. Jedenfalls findet sich in den 
Akten keine Spur davon, dass v. Aussem gefahren hat m ). Man hat es 
eben nicht gewagt, zumal die Haltung von Kurköln gegen die bereits 
eingerichtete Linie immer drohender wurde und man von dieser Seite 
jeden Augenblick ein Zugreifen erwarten musste, was um so schlimmer 
war, als Stift und Stadt einig und letzterem besonders durch das 
kaiserliche Mandat der Mut gewachsen war, andererseits ihr Wider- 
stand durch die häufigen Stapelverletzungen gereizt wurde 178 ). 

Ein Vorspiel der beginnenden ernsten Verwicklungen war es, 
dass der Rat den erzbischöflichen Salzmessern bei Verlust der Bürger- 

'*•) D. A. I. Va, 414. 

"•) D. A. I. Vb, 40. 

•»•) D. A. I. Vb, 7. 

'”) Auch B. Kuske hat, wie aus seinem Aufsatz über die Mülheimer 
Schiffahrt des 17.— 19. Jahrhunderts hervorgeht, keine Spur der grossen pro- 
jektierten niederrheinischen Linie nachweisen können. Düsseldorfer Jahrbuch 
Bd. XX, S. 292 ff. 

"*) Rp. 161, 360, 354. 
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Schaft verbot, den Emigranten in Mülheim „salz zu messen“ 17< ). Als 
letztere nun beim Hofrat der kurkölnischen Regierung klagend einkamen, 
wurde ihnen dasselbe bedeutet und höhnisch gesagt, sie möchten in Köln 
„auf den Stapel kommen“ l75 ). Verhängnisvoll aber sollte es werden, 
dass den Mülheimer Kaufleuten nun kein Salzzeichen gegeben wurde, 
so dass es unmöglich war, Bonn oder Zons zu passieren, ohne dort an- 
zuhalten und mit grossem Zeitverlust das „attestatum“ zu erwerben, 
das nicht allein von Salz, sondern von allem, „was die mass nur 
brauchen muss“, verlangt wurde. Die Emigranten baten um den Schutz 
des Kurfürsten, zumal Noel und Stock „eine ansehnliche quantität salz 
an Mülheim in den schiffen liegen habe und in ermangelung der salz- 
mass die schiff nicht nur, sondern auch unsere übrige waaren nicht 
ohne höchsten schaden aufgehalten werden“. 

Hier musste schleunigst gehandelt werden, das sah die bergische 
Regierung ein ; daher sandte sie alsbald einen geharnischten Erlass an 
Kurköln ab ,7a ). Darin beharrte man natürlich auf allen seinen Rechten, 
rechnete dem Stift die Freundschaft mit der Stadt übel an, zumal die 
Erzbischöfe in allen Stapelfragen doch immer gegen die Stadt gestanden 
hätten. Aber getreu der einmal von Reiner eingeschlagenen Politik 
drohte die Regierung nicht mit dem äussersten, sondern schlug eine 
Konferenz vor, auf der alle schwebenden Fragen ihre Lösung am besten 
finden könnten. — I)a traf in Düsseldorf die Nachricht ein, dass Kur- 
köln das Marktschiff in Bonn unter dem Vorwände, dass es kein 
Salzzeichen gehabt, angehalten hätte 177 ). 

Dieser Schritt konnte den Eingeweihten nicht mehr überraschen. 
Aber Kurpfalz hatte ein solches Unternehmen im Augenblick wohl 
kaum erwartet. Der Vorgang war gewiss keine ungewöhnliche Mass- 
regel, aber bei der Bedeutung, die das Mühlheimer Marktschifl' am 
ganzen Rhein infolge des Interesses, das alle mächtigen Zollherrschaften 
im freundlichen und feindlichen Sinne daran genommen hatten, erregte 
das rasche Eingreifen des Erzstiftes doch Aufsehen. Und zieht man 
das Schreiben der Mühlheimer Kaufleute heran, so erhellt, dass das 
Anhalten des Schiffes eine Gewaltmassregel war, die unter allen Um- 

'") Rp. 161, 350. 

•”) D. A. 1. Vb, 3. 

•*•) D. A. I. V a, 371 ff. Das Schreiben war wohl als Antwort auf 
die letzte Note des Domkapitels schon früher entworfen, doch genehmigte es 
Johann Wilhelm auf seinem Lustschloss Bensherg erst jetzt. 

,71 ) D. A. I. Vb, 11. 
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standen ins Werk gesetzt werden sollte, ganz gleichgültig, wie die 
Kanflente handeln würden. Die Emigranten hatten sich nämlich, um 
los zu kommen, bereit erklärt, das verlangte Salzzeichen zu kaufen, 
aber es war ihnen abgeschlagen worden, obgleich das Schiff nur 
„vent guter“, dagegen kein Salz geführt habe 178 ). Eine Klage bei der 
Hofkammer der erzstiftischen Regierung blieb ebenfalls erfolglos. Sie 
zeigte dadurch deutlich, dass es sich hier nicht um einen einzelnen 
Fall, sondern um prinzipielle Fragen handelte. 

Jetzt erst ergriff der Rat in Düsseldorf, wie es der gefahrvolle 
Moment unbedingt gebot, sofort mit aller Kraft die Initiative; der 
Geheime Rat trat augenblicklich zur Beschlussfassung zusammen. Reiner 
hatte bereits vorher ein Gutachten ausgestellt, worin er mit allem ihm 
zur Verfügung stehenden Ansehen das Feuer schürte, um Johann Wilhelm 
zu den äussersten Schritten zu treiben 179 ), wozu die günstige Gelegen- 
heit, dass das mit den Kammergefällen beladene erzbischöfliche Schiff 
stündlich erwartet werde, geradezu auffordere. Weiter bestreitet er 
dann natürlich das Recht des Salzmasses der kurkölnischen Regierung 
und will es wenigstens in dem von dieser Seite behaupteten Umfange 
nicht gelten lassen, sondern beschränkte es lediglich auf das Salz 18 °), 
und zwar nur dann, wenn das Schiff in Köln an der Werft anlege, 
nicht aber, wenn es vorbeifahre. Dann aber schritt man jetzt endlich auch 
zu Taten. Der Amtmann des Amts Löwenberg 181 ) erhielt Befehl, auf die 
in seinem Bezirk befindlichen Zehnten und Gefälle von Kurköln Beschlag 

”*) Das Schriftstück ist unterschrieben : „aus Köln emigrierte evan- 
gelische kaufleute“, doch ergibt sich aus dem Folgenden, dass nur Noel, Köster 
und Stock, die nachweisbar Spediteure waren, damit gemeint sein können. 

”») D. A. I. Vb, 14. 

1S0 ) Akten des badischen Generallandesarchivs in Karlsruhe, zitiert K. A. 
6967 : Zollkapitelsacta von Anno 1711 bis 1706 und den Anno 1715 zu Köln 
vorgewesenen Kapitelstag betr. Danach ergeben sich die von Kurköln ver- 
langten Salzanitsrechte als folgende: 8. Oktober 1715. Alle den Rhein 
hinauf und hinabfahrenden Schiffe sind verpflichtet, in Köln anzuhalten, eine 
Bestimmung, die nichts neues besagte, da sie schon in den Stapelverordnungen 
enthalten ist; weiter aber mussten sie sich von den Salzmüddern visitieren 
lassen; wird dann etwas gefunden, das mit dem Maas gemessen wird, so 
sind 2 Albus zu zahlen, wenn das Schiff in Köln bleibt, fährt es dagegen 
vorbei, ohne längeren Aufenthalt in der Stadt, so ist gegen Entrichtung von 
3 oder 4 Stübern ein Salzschein einzulösen, widrigenfalls das Schiff in Bonn 
oder Zons an den erzstiftischen Zollstätten angehalten wird. Siehe auch : 
D. A. I. V b, 146 ff. 

'*>) D. A. I. Vb, 21. 
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zu legen, die Düsseldorfer Zolldiener wurden angewiesen, das Kameral- 
schiff anzulialten m ) ; beides bestätigte der Kurfürst von liensberg aus 
am 18. Oktober l8S ), auch die kurkölnische Hofkammer wurde davon in 
Kenntnis gesetzt 184 ). Damit schaffte sich die Regierung den Dank 
ihrer Kaufleute, die diese Schritte für nötig erklärten wegen ihres kauf- 
männischen Renommöes, da sonst „vergleichen arrestierung oben im reich 
und in Holland solchen klang geben, dass unser bisheriger credit und 
das ganze Mühlheimer commercium, folglichen die hauptsach selbsten, 
gänzlich zerfalle“ I8S ). 

Kurpfalz war nun endlich in energischer Weise für die Neu- 
gründung am Rheine eingetreten, aber die Repressalien, die jetzt er- 
griffen worden waren, konnten doch nur als halbe Massregeln angesehen 
werden, es wären stärkere Mittel nach so langem Zögern vielleicht besser 
gewesen. Aber dies Vorgehen ist eben eine Fortsetzung der alten Politik, 
die rheinischen Kurfürsten wegen des Stapelprozesses, wenn eben möglich, 
in guten Beziehungen zu erhalten 186 ). So wurde auch jetzt von den 
zur Rettung des ganzen Unternehmens unumgänglich nötigen schärfsten 
Schritten abgesehen, — im entscheidenden Augenblicke eine verfehlte 
Politik. Auch mit Mainz kam die Regierung über Verhandlungen nicht 
hinaus l87 ). Währenddessen dauerte der Arrest weiter fort, und die 
kurkölnischen Räte bezeigten trotz aller Drohungen und Tätlichkeiten 
nicht die geringste Imst, den Wünschen von Jülich-Berg zu willfahren, 
pochend auf das Bündnis mit der mächtigen Reichsstadt und auf das 
Dekret des Kaisers, dem man sonst überhaupt alle Kompetenz in rhei- 
nischen Zollfragen absprach, dessen Stellungnahme aber jetzt mit Eifer 
ausgenutzt wurde. Es war eben auf nichts geringeres abgesehen, als 
die neueingerichtete Schiffahrt zu vernichten, und deshalb hatten Stadt 
und Stift das grösste Interesse daran, den Arrest möglichst lange aus- 
zudehnen. Ein unberechenbarer Schaden für Mülheim musste daraus 

entstehen; nicht allein für die Kaufleute, welche Spediteure waren, 
sondern auch für die, welche Waren zur Spedition übergeben hatten, 
und das musste wieder zurückwirken auf weite Kreise und war geeignet, 

'•*) D. A. I. Vb, 23. 

'“) D. A. I. Vb, 24. 

1M ) D. A. I. Vb, 19, 43 ff. 

,8 ‘) D. A. I. Vb, 26. 

'**) D. A. I. V b, 42 ff. Auch in diesem unterm 3. November ab- 
gefassten Schreiben drohte man nur und erbot sich zu Verhandlungen, statt 
zu frischer Tat zu schreiten. 

'") D. A. I. Vb, 30. 
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das auf den Wasserverkehr angewiesene Geschäft der Mülheimer Spe- 
diteure überhaupt in Frage zu stellen, ihre Existenz zu vernichten. 
In bewegten Klagen wandten sich die Betroffenen immer und immer 
wieder an ihre Regierung; schon am 13. November schlugen sie ihren 
Schaden auf 500 Itth. an I88 ). Mülheim war von allem direkten 
grösseren Schiffsverkehr abgeschnitten, da die „von oben“ kommenden 
Schiffe nicht mehr dorthin zu kommen wagten, die in Mülheim liegenden 
Waren aber auch nicht mehr transportiert werden könnten, worüber 
die betroffenen Kaufleute überall „lamentierten“; ja, es hätten bereits 
„obige“ und „niedrige“ Kaufleute gedroht, Schiffe auf Kosten der 
Mülheimer ausrüsten zu lassen , zur Abholung ihrer Waren. Das 
Schreiben bezeichnet die Stadt Köln als Spiritus rector all dieser 
Quälereien. Nur die Furcht vor Mülheims Konkurrenz lasse die Stadt 
auch jetzt noch nach allen Mitteln greifen „weilen sie in der tat ge- 
sehen, dass unsere korrespondenten auch aller gemachter und gar mit 
öffentlichem druck spargierter widriger impressionen unangesehen, uns 
nicht verlassen wollen, sondern Gott lob, noch mehr zu uns vertrauen 
getragen und in specie die engelländische correspondenten merklich 
zugewachsen “ 189 ). Besonders aber beschweren sie sich darüber, dass 
sicherem Vernehmen nach den erzstiftischen Zöllnern befohlen sei, 
„damitten . . . unsere Schiffahrt unter die füss gebracht werde“, die 
ihnen zukommenden Schiffe, „nach der zolliste zu traktieren, welches, 
wann gegen alle bisherige etliche 100 jährige zollobservanzen continuieren 
sollte, es unmöglich, dass ein bergisches schiff fahren könnte, angemerkt 
die zollisten allerorten so hoch, dass, wann ein Schiffer nach deren 
rigeur zahlen sollte, dasselbe bei seine aufm Rheinstrom gewöhnliche 
fahrt lOinal soviel zulegen müsste“ 190 ). Auch ein Brennen der kleinen 
Fässer verlange Köln ganz neuerlich, was nur geschehe, um zu ver- 
hindern, dass von Mülheim noch etwas stromauf geschickt werden 
könne m ). Überhaupt betonen die verbitterten Kaufleute, dass alle 

1,s ) D. A. I. Vb, 88. Es handelt sich um Fische, die natürlich nebst 
anderen Ventgütern — das Schiff lag schon mehr wie einen Monat fest — 
längst verdorben waren. Köster ist besonders schwer getroffen, er schätzt 
in einem wenig späteren Schreiben seinen Schaden auf 1622 Rth. und meint, 
dass er 14 Tage später auf das doppelte gewachsen sein würde. D. A. I. Vb, 92. 

‘") D. A. I. V b, 88. 

'•*) Diese Angaben erglänzen erst dann in ihrer ganzen Ungeheuer- 
lichkeit, wenn man bedenkt, dass die Zolllisten die offiziellen Tarife waren, 
die für die Schiffahrt von den Zollherren auf ihren Tagen aufgestellt wurden. 

Hier wurde mit wünschenswerter Schnelligkeit gehandelt und 
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Manipulationen auf nichts anderes hinansgehen, als „uns durch all solchen 
aufenthalt allerorten so zu diffamieren, dass auch allen glauben ver- 
lieren und hingegen die ihrige durch bisherige denenselben unbehinderte 
schiffahrt aufkommen mögen“. Nur ein Rettungsmittel gebe es, jenes, 
das die Regierung im entscheidenden Augenblicke versäumt habe, 
nämlich Stadt und Stift gleichzeitig anzugreifen und an allen Zoll- 
stätten deren Schiffe nach der Zolliste zu taxieren. 

Jetzt endlich, nachdem bereits ein Monat seit Anlegung des 
Arrestes verflossen war, kam die Regierung den Bitten der Kaufleute 
nach und verhängte in der Tat den vorgeschlagenen Arrest 192 ), aber 
sie fand diesmal am Kurfürsten Widerstand, der am 22. November durch 
Kabinettsbefehl verordnete, es solle noch gewartet werden l9S ). Das 
war ein verhängnisvoller Fehler, dessen Folgen sich bald zeigen sollten. 

Die pfälzische Politik war jetzt endgültig in ein falsches Fahrwasser 
gekommen. Wahrscheinlich hätte noch am 22. November, wo freilich schon 
anderthalb Monate seit der Arrestierung des Marktschiffes verflossen 
waren, wenn Johann Wilhelm dem Drängen seiner Räte nachgegeben 
hätte, durch rasches, mit Energie gepaartes Zugreifen die Situation 
gerettet werden können. So erlebte Kurköln den Triumph, dass in 
Bonn das Schiff bereits in die 6. Woche angehalten wurde, den Kauf- 
leuten in Mülheim unberechenbarer Schaden zugefügt, die ganze W’asser- 
verbindung mit der bergiscben Stadt unterbrochen wurde, und noch 
immer nicht hatte Pfalz zu schweren Repressalien gegriffen, aus Furcht, 
es mit Kurköln, das man bei der Bekämpfung des Kölner Stapelrechtes 
anscheinend unumgänglich nötig zu haben glaubte, zu verderben. Das 
geteilte Interesse der bergischen Regierung, die immer mit einem Auge 
auf den vielumstrittenen Stapel von Stadt Köln schielte, sollte sich 
schwer an Mülheim rächen. Es scheint, dass die bergischen Räte 
jetzt die verfehlte Politik erkannten, welche sie eingeschlagen hatten; 
denn sie suchten, trotzdem der Kurfürst noch kurz vorher von energi- 
schem Vorgehen nichts wissen wollte, bereits in der Sitzung vom 29. 
November 1714, gestützt auf ein dringendes nettes Hülfegesuch der Emi- 
granten 194 ), ihren Landesherrn von neuem in dem von Reiner längst 

einem Mülheimer das Privileg gegeben. Das Zeichen war die amtliche Be- 
glaubigung für die Güte der Ware, es wurde hauptsächlich auf leicht ver- 
derbliche Güter angewandt. D. A. I. Vb, 90, 101, 103. 

*•«) I). A. I. Vb, 103. 

«•*) D. A. I. V b, 145. 

>»*) D. A. I. Vb, 161. Unterzeichnet von: Stock, Köster, Noel und 
dem Schiffer Freytag. 
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vorgeschlagenen Sinne zu bestimmen l95 ). In der Tat war die Lage 
der Mülheimer, die auf dem Schiffe geladen hatten, sehr bedenklich, 
so dass sie es wagten, Johann Wilhelm an das ihnen zugestandene 
Recht der freien Schiffahrt zu erinnern. Weiter klagt Freytag noch 
besonders — und es wirft das ein Streiflicht auf den Umfang, mit dem 
das ganze Unternehmen ins Werk gesetzt worden war, und den 
starken Verkehr, der sich gleich in Mülheim entwickelt hatte — dass 
er zv/ei Schiffe in Mainz arrestiert liegen habe, zwei in Bonn und zwei 
in Mülheim. Noch eindringlicher waren die Klagen gegen die Stadt Köln, 
welche nicht nur allen Handwerkern in Mülheim zu arbeiten verboten habe, 
sondern Köster habe noch die besondere Beschwer, dass man ihm einen 
Ballen feiner englischer Manufaktur, den er über Köln habe „eilend“ 
verschicken wollen, angehalten und auf Mülheim zurückgesandt habe 196 ), 
ja die Bankgeschäfte in der Stadt seien „hinter der liand“ angewiesen, 
ihnen keine Wechsel mehr auszustellen. Jetzt erst gab auch Johann 
Wilhelm nach und Unterzeichnete das Schreiben an das Domkapitel, 
das er eigenhändig mit Anmerkungen versah, am 29. November. Aber es 
fand nicht die scharfe Formulierung, die ihm der energische Reiner 
zugedacht hatte; es drohte nur, dass, falls die Angelegenheit nicht bald 
zufriedenstellend geordnet würde, Pfalz gezwungen sei, zu ähnlichen 
Mitteln zu greifen 197 ). Um so kräftiger durfte der Geheime Rat der 
Stadt gegenübertreten 1#8 ). Nur Reiner war es, der während dieser 
Zeit mutvoll die Mülheimer zu unterstützen suchte, er wusste den 
preussischen Residenten zu gewinnen, seinem Könige vorzuschlagen, 
auch in clevisehen Landen die stiftischen Schiffe anznhalten 199 ) ; aber 
der Plan kam nicht zur Ausführung. Dem preussischen Könige lag wenig 
an Mülheim; nur die gemeinsamen Interessen am Kölner Stapel, den 
Pfalz und Preussen gleich energisch bestritten, hatte sie zusammengeführt. 

Überhaupt gerät jetzt die seiner Zeit so frisch begonnene Aktion 
auf der ganzen Linie ins Stocken. Sichtlich erlahmte der Widerstand 
mehr und mehr. Die Verhandlungen mit Mainz zogen sich sehr hin 
und schienen überhaupt ein glückliches Ende nicht zu finden 90 °). Hinzu 

” s ) D. A. I. Vb, 159. Sie nahmen darin auch Bezug auf das jüngst 
eingetroffene Schreiben des Domkapitels, das die wichtige Angelegenheit des 
Marktschiffes fast völlig ignoriert. D. A. I. V b, 140 ff. 

D. A. I. Vb, 166. 

'*’) D. A. I. V b, 179. Am4.Decembergingman zur Tat über. D.A.I. Vb, 195. 

'“) D. A. I. Vb, 168. 

"•) D. A. I. V b, 201 ff. 

"•) D. A. 1. Vb, 141, 154, 229 ff., 400. 
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traten die lästigen Verpflichtungen, die man sich durch den Stapel- 
pmess aufgeladen hatte. Endlich mochte die Regierung wohl selbst 
an ihrem Marktschiff verzweifeln und einsehen, dass Mülheim zu Wasser, 
als Hafen, nie eine Bedeutung erlangen werde, so lange Köln seinen 
Stapel aufrecht erhalte. Das Mttlheimer Marktschiff hatte wohl den 
positiven Erfolg gehabt, den alten Prozess wieder ins Rollen zu 
bringen, aber dieser, anfangs nur im Geleit des Marktschiffes, trat jetzt 
immer mehr in den Vordergrund. Für ihn Bundesgenossen zu werben, 
schien der Regierung vor allem am Herzen zu liegen, hatte sie doch 
unter diesem Gesichtspunkt die Marktschiffangelegenheit mehr und 
mehr behandelt. Aber das Mülheimer Unternehmen hatte docli 
auch noch ein anderes, immerhin nicht zu unterschätzendes Ergebnis 
gehabt, indem es mit erschreckender Deutlichkeit die völlig verrotteten 
Schiffahrtsverhältnisse offen stellte, so dass die Rufe nach Reform wieder 
einmal laut wurden. In der Tat fand eine Konferenz statt, die am 
4. November 1715 in Köln beendigt wurde und von den rheinischen Kur- 
fürsten beschickt war MI ). Sie unterschied sich in keiner Weise von 
den vielen Konferenzen, die man schon früher abgehalten hatte, jeder- 
manns Hand war wider jedermann. Niemand wollte von seinen Rechten 
abstehen, um dann in einem Atem dieselben Rechte dem Mitkurfürsten 
zu bestreiten. Auf ein Haar hätten die Bevollmächtigten, welche teil- 
weise mit ganz ungenügenden Instruktionen versehen waren, die Kon- 
ferenz ergebnislos abgebrochen. So kam am 4. November ein lahmer 
Vergleich zustande, der die Anwesenden auf eine Generalzollkontercnz 
vertröstete. Das einzige Band, das die Kurfürsten geeinigt hatte, war 
der Widerstand gegen Stadt Köln und seinen Stapel, wobei auch Kur- 
köln, das seit der Inthronisation seines Erzbisehofes ganz andere Saiten 
der Stadt gegenüber aufgezogen hatte, wacker mittat. 

Pfalz hatte auf dem Kölner Tag die Frage wegen seines heiss- 
umstrittenen Marktschiffes nicht einmal vorzubringen gewagt. Die 
Regierung war endlich mürbe geworden, sie beugte sieb dem Zwange 
der Verhältnisse, sie erkannte, dass es aussichtslos sei, das Unternehmen 
weiter zu unterhalten, und begnügte sich damit, zu sorgen, dass we- 


5,! ) Die sehr umfanzreichen Akten darüber beruhen im Karlsruher 
Landesarebiv Fase. Besonderen Ärger bereitete den Gesandten wieder 

die Tatsache, dass der König von Frankreich als „Reichsfürst“ und am Rheine 
beteiligter „Zollfürst“ ebenfalls seinen Bevollmächtigten entboten hatte. 
K. A. 23. Oktober 1715, Protokoll der Sitzung. 
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nigstens der Arrest aufgehoben wurde 202 ). Aber Mainz gestattete es 
mit der bezeichnenden Begründung, dass man es für diesmal, wegen 
der Frankfurter Messe „und nicht aus einer Schuldigkeit, sondern zu 
Unterhaltung guter nachbarsehaft et absque consequentia fahren lassen 
wollte“. Kurköln liess es auf eine Konferenz ankommen, die im Mai 
in Köln stattfand und sich völlig zerschlug 203 ). Dass Pfalz nach diesen 
Erfahrungen auf eine Wiederholung verzichtete, lag nahe 204 ) Und so 
verflüchtigte sich das reale Projekt in gut gemeinte Vorschläge, die 
praktisch bei den Misständen, wie sie die Rheinschiffahrt nun einmal 
beherrschten, überhaupt niemals ausführbar waren, aber doch hier 
Erwähnung verdienen, da zweifellos das Mülheimer Marktschiff dazu 
Modell gestanden hat, andererseits von neuem bewiesen wird, dass 
Erfahrung und Einsicht der ganzen Misere der Rheinschiffahrt wohl 
ein Ende hätten machen Mnnen, wenn die Kurfürsten guten Willen 
gehabt und in Einigkeit einander unterstützt hätten. So wurde von 
den zur Zollkonferenz abgeordneten Räten alles Ernstes vorgeschlagen, 
ein Marktschiff einzurichten, das von Basel bis nach Holland fahre 
und zwar so viel wie möglich „zu behuf der passagiers und fürdersamer 
Spedition leichter pressanter waaren“ 205 ). Und die phantasiebegabten 
Räte hauten ihre Luftschlösser noch weiter und meinten, dass dadurch 
nicht allein die ganze Schiffahrt befördert werde, sondern auch „die 
condotta der italienischen und anderen feinen waaren wiederum auf 
den Rheinstrom hingezogen werden kann“. Reiner verfehlte nicht aus- 
zumalen, „wie sehr dadurch die Mülheimer sach befördert .... werden 


*°*) Das geschah im Monat März 22. seitens Kurköln. D. A. I. Via, 
261, seitens Mainz am 15, April D. A. I. Via, 320. 

*«•) D. A. I. Via, 340, 304, 376; I). A. I. VI b, 31 f. Aktenkonvolut 
darüber im Düsseldorfer Staatsarchiv, Abt. Kurköln, Rheinschiffahrt VIII. 

m ) Wie feindlich die Stimmung gegen Pfalz wegen des Marktscbiffes 
überhaupt war, seihst bei Mainz, das man auf bergiscber Seite immer mit 
der grössten Rücksicht behandelt hatte, geht aus der Instruktion hervor, die 
dessen beide Gesandten zur Konferenz erhalten hatten; darin heisst es über 
das Marktschiff, man habe sich deswegen mit Trier und Köln auf der Hin- 
reise zu verständigen, da es „gegen deren zollvereinten herrn kurfürsten 
gemeine und diesseits besondere iura, auch der reichsgrundgesetze und ob- 
servantz“ errichtet sei und dann zu überlegen, was „zu dessen hintertreibung 
für hin und zulängliche mittel zu ergreifen“. K. u. K. Haus-, Hof- und Staats- 
archiv in Wien. Akten des Zollkapitelstages von 1715, im sog. Mainzer 
Reichsarchiv. 

a0 ‘) K. A. 6967 , Oktober 8. 
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könne“ 206 ). Es waren Projekte, nichts als Projekte, die erst viel später, 
als die Herrlichkeit des heiligen römischen Reichs deutscher Nation 
längst zu Grabe getragen war, zur Ausführung kommen konnten, aber 
erwälinenswert sind sie bei der lleschränktkeit der verfügbaren tech- 
nischen Mittel immerhin, da ein kühner und fruchtbarer Gedanke in 
ihnen liegt, der wegen seiner Originalität auch heute noch, wo solche 
Pläne in ungleich grösserem Masstabe in Erfüllung gegangen sind, 
erfreut. 

Wenn auch das Bestreben von Kurpfalz, Mülheim durch ein 
Marktschilf von Holland bis nach Mainz einen geregelten Wasserver- 
kehr zu schaffen, als gescheitert angesehen werden musste, so waren 
doch die Keime, welche die Regierung in Mülheim angepflanzt hatte, auf- 
gegangen. Ein Teil der eingewanderten Kaufleute war dadurch, dass der 
Plan, Mülheim einen eigenen Wasserverkehr zu verschaffen, gescheitert 
war, nicht weiter geschädigt, da sie für die Waren im Lande selbst 
Absatzgebiete genug fanden. Die Aufhebung des Marktschiffes betraf 

direkt nur die Spediteure unter den evangelischen Kaufleuten, also vor 
allem Stock und Köster 8o; ). Der Anteil Noels an der Spedition scheint 
dagegen gering gewesen zu sein, er tritt später ganz in den Hinter- 
grund 20Ä ). Alle übrigen haben sicherlich befriedigende kaufmännische 
Erfolge gehabt, denn die Klagen sind verstummt, wohl aber lassen die 
freilich für die ersten Zeiten spärlichen Nachrichten auf einen ganz 
aussergewöhnlichen Aufschwung des Ortes schliessen. Allerdings fand 
Mülheim auch nach wie vor die kräftigste Unterstützung seitens der 
Regierung, die nicht zögerte, ihrer mit so vielen Hindernissen ins Werk 
gesetzten Gründung auf alle Weise unter die Arme zu greifen. Sie 
übernahm zunächst mit Energie die Erhaltung des vom Reichshol'rat 

!W> ) K. A. 69(57, Okt. 27. Die Kölner Konferenz hütete sich dann 
wohl, irgendwie genauer auf den Plan einzugehen und meinte — es war das 
ein beliehtes Mittel, um sich unangenehme Dinge vom Halse zu schaffen — 
so etwas gehöre nicht auf eine einfache Konferenz , sondern auf einen 
Generalzollkongress, womit die Sache dann in der Tat abgetan war. 

t0T ) Ersterer berechnet den Schaden, den er durch die Arrestierung 
des Marktschiffes erlitten, auf 7260 Reichtlialer 26 Albus, letzterer auf 
2625 Reichsthaler 69 Albus. D. A. I. VI b, 9. 

J0 “) In einem wegen des Prozesses am Reichshofrat verfassten Schrei- 
bens an den Kaiser heisst es, dass ausser Koster und Stock alle anderen 
nicht mit holländischen oder Stapelwaren handelten, sondern Kaufleute seien 
und Fabrikanten, „welche ihre im land etwa verfertigte waaren zu land per 
ax fortschicken können“. D. A. I. Via, 139. 
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znr Demolierung verurteilten Krahnens und bewies, dass er unumgänglich 
nötig sei, wegen der Beförderung von Eisen auf dem Strome; durch 
immer erneutes Aufschieben des Prozesses gelang ihr das in der Tat 209 ), 
so sehr die Stadt Köln auch hier noch immer auf das heftigste wider- 
strebte. Selbst während der Streit um Mttlheim heftig tobte, hatte 
die bergische Regierung nicht abgelassen, weiteren Plänen zuzustimmen, 
die den Ort zu heben geeignet waren. So hatten Mannheimer Kaufleute 
den Wunsch ausgesprochen, in Mülheim eine Niederlage errichten zu 
dürfen für den von der Pfalz nach Holland und Brabant gehenden 
Tabak. Köster, den man als einen der „vornehmen Mülheimer kauf- 
leute und Spediteure“ besonders angegangen hatte, meinte dazu, das 
würde zahlreiche Fuhrleute, die sonst nach Köln führen, nach Mülheim 
ziehen und Hand in Hand damit, „viele andere negotia“ ,10 ). Wie aus 
dem Schreiben weiter hervorgeht, lag der Tabakhandel vor allem in 
Händen stadtkölnischer Kaufleute, und so liegt der tiefste Grund, Oppo- 
sition gegen die Stadt und das Bestreben, den bergischen Ort ihm als 
Trutzgründung mit Konkurrenzfähigkeit entgegenzusetzen, doch wieder 
otfen zu Tage 211 ). 

Aber auch in Mülheim selbst entwickelten sich die Verhältnisse 
für die Kaufleute zu Einwohnern und Obrigkeit jetzt zufriedenstellend, 
wenngleich es an kleinen Reibereien durchaus nicht fehlte. So hatte 
Bröckelmann bei der Reparation und dem Umbau seines Hauses das Ma- 
terial dazu in Deutz bestellt und fremde, namentlich kurkölnische Arbeiter 
in Dienst genommen, worauf die gesamten Handwerker sich heftig 
beschwerten und verlangten, dass diese Arbeiten Mülheimer Bürgern 
übertragen würden 21 ä ). Sonst aber störte kein Missklang die Einigkeit. 
Einen besonderen Aufschwung scheint neben der Seidenfabrikation, auf 
die wir noch zurückkommen, der Seifenhandel genommen zu haben. 
De Haan benutzte, seit Mülheim die eigene grössere Schiffahrts- 
verbindung verloren hatte, zur Beförderung seiner Seife das Marktschiff 
Köln-Düsseldorf 218 ). Die Fracht war so gross geworden, dass „ein 
absonderliches schiff dazu adhibiert werden könnte oder müsste“ 2I4 ). 

*•*) D. A. I. VI b, 205 ff. Unter anderrn wurde nachgewiesen, dass 
auf der ganzen Strecke von Linz bis Düsseldorf sich kein solcher befinde. 
D. A. I. VI b, 76 ff. 

*'•) D. A. I. Via, 67. 

*»■) D. A. I. Via, 81, 85, 162, 166, 157. 

*•*) D. A. I. Vb, 86. ibid. IV b, 1. 

,,s ) Vgl. B. Kuske, Beitr. z. Gesch. d. Niederrk. Bd. XX S. 257 ff. 

*«) D. A. I. VII a, 100. 
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Da sich seine Handelsverbindungen auch nach Holland richteten 2l5 ), so 
blieben Konflikte mit der Stadt wegen des Stapels, der für Mülheim 
auch in der Folge so schädigend war, dass Beschwerden und Proteste 
dagegen eine stehende Rubrik in den Akten des Mülheimer Stadt- 
archives bilden, nicht aus 21fi ). Soweit der Speditionshandel überhaupt 
noch betrieben wurde, war er hauptsächlich Frucht- und Weinhandel, 
und seine Verbindungen erstreckten sich auf das bergische, jülichsche 
und kurkölnische Land, reichten aber auch weiter bis nach dem Rhein- 
gau und Frankfurt 211 ). Doch ist der Speditionshandel in den ersten 
Jahren nach der Einwanderung sicher nicht bedeutend gewesen ; das 
scheint mir daraus hervorzugehen, dass Köster dieses Geschäft auf- 
gegeben hat und sich dem einträglicheren, der Seidenfabrikation, wid- 
mete 218 ). Einen trefflichen Einblick in dieses bald in Mülheim 
blühende Gewerbe gibt ein Prozess, der im Jahre 1728 um die Er- 
richtung einer neuen Seidenfabrik geführt wurde. Letzteres beabsichtigte 
ein gewisser Steinkauler, indem er dieselben Privilegien, welche den 
Emigranten von 1714 gegeben waren, verlangte. Der Supplikant führte 
in seiner Begründung unter anderem an: „nun ist durch dergleichen 
Privilegien das bonum publicum allhier zwarn merklich angewachsen 
und viele commercianten auch andere gewinn und gewerb gebende 
geringere leute hierhin gezogen worden“ 219 ). Aber er fand bei dem 
Magistrate Widerstand, da dieser mit Recht bemerkte, dass durch 
solche Vergünstigungen, mit denen wie 1714 Steuerfreiheit verbunden 


*'*) D. A. I. VI b, 158. De Haans Seifcnhandel wurde in der Folge 
so gross, dass er im Mülheimer Erwerbsleben den Seidenfabrikanten nahe 
kam. Mülheim Stadtarchiv: Verschiedenes Heft 31. 

,16 ) Mülheim Stadtarchiv: Verschiedenes Heft 2. Besonders auch 
D. A. I. VII a, 35 ff. 

sl, | Mülheim Stadtarchiv: Verschiedenes Heft 2. Freundliche Mit- 
teilung des Herrn stud. F. Gramer aus Mülheim, dem ich auch noch mehrere 
andere Belege verdanke. 

218 ) Mülheim Stadtarchiv : Verschiedenes Heft 2. 1723 ist er noch 

Spediteur, aber im selben Jahre wird ihm bereits das Privileg gegeben, 
dass neben den bereits bestehenden Seidenfabriken keine neue errichtet 
werden solle. Staatsarchiv Düsseldorf Jülich -Berg. Städte im Herzogtum 
Berg Nr. 14, zitiert als Städte Nr. 14. 

*'•) Städte Nr. 14. 11. Dez. 1728. Steinkauler hatte mit Mühling, 
dem bekannten Emigranten, dann mit dessen Bruder Johann das Geschäft 
in Compagnie betrieben, wollte sich nun aber selbständig machen. Johann 
Mühling hatte nach dem Tode seines Bruders seine „einträgliche schüffen- 
stelle“ verlassen, um nach Mülheim zu ziehen. 
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war. ihm die besten Steuerzahler verloren gingen und der gemeine 
Mann die Kommunallasten zu tragen habe. Dennoch drang Steinkauler 
bei der Regierung durch und rühmte sich bereits 1731, dass er durch 
Handel „auf denen frankfurter uud braunschweiger messen durch den 
beitrag barer geldmittel“, mit zur Hebung des Verkehrs beigetragen 
habe 240 ), was auch die bergischen Räte bei der Befürwortung des 
Steinkaulersclien Gesuches betonten, dass nämlich wie „die tägliche 
erfahrnus bezeuget", die „freiheit Mülheims seither deme durch das 
introduciertes commercium merklich zugenommen und angewachsen 
seie“ m ). Aber Steinkauler widerstrebten vor allem auch Johann Mühling 
und Köster, wobei sie auf ihre Privilegien pochten 222 ). Daraus ent- 
wickelte sich ein weitläufiger Prozess, bei dem Steinkauler unter Hin- 
weis anf die wirtschaftliche und kommercielle Bedeutung Mülheims die 
Berechtigung seines Unternehmens zu erweisen suchte. Unter anderem 
führt er an, dass der früher so unbedeutende Ort nicht allein durch die 
Emigranten gewachsen sei, sondern in ihrem Gefolge „mehr andere 
commercianten sich zu gedachtem Mülheim niedergelassen“ 223 ). Weiter- 
hin zeigt sich, dass die Mühling-Steinkaulersche Fabrik einen Aufschwung 
genommen hat, der selbst den Vergleich mit mittleren modernen Be- 
trieben nicht zu scheuen braucht; denn Steinkauler bemerkt, „dass 
von dieser compagnie nicht allein 100, sondern gar bis 400 menschen 
unterhalten, mithin jährlichs und alle jalir ansehnliche geldsummen aus 
fremden landen auf Mülheim gezogen und daheselbst teils verzehrt, teils 
angelegt werden“ 224 ). Und doch waren nur 20 Jahre verflossen, seit 
der Magistrat an den Uandesherrn über die Wochenmärkte den trost- 
losesten Bericht hatte absenden müssen 22i ). Jetzt konnte Steinkauler 
melden, dass „täglich fabricierte seiden in schweren ballen aus fremden 
ländern zu bestreitung der kaufleuten und jahrmessen, fort sonsten 
beschrieben werden müssen“ 226 ); und als 1743 die Fabrik aus „Gott 

- w ) ibid. Der Seidenhandel hatte wahrscheinlich schon damals seine 
Absatzgebiete nicht nur im Lande, sondern auch nach Aachen, Lüttich, Bra- 
bant. Mülheim Stadtarchiv: Verschiedenes Heft 17. Ging aber wohl auch 
schon ins Ausland, nach Frankreich, Holland, Schweiz. Zeitschrift des 
bergischen Geschichtsvereins, XVIII, 18. 
m ) ibid. 

3 --) Mühling hatte es vom 31. Juli 1722, Köster vom 11. Februar 1723. ibid. 
nl ) ibid. November 27. 1731. Schon 1716 heisst es, dass „der ort 
mit kaufleuten ziemlich angewachsen“. D. A. I..Vlb, 76 ff. 
nt ) ibid. November 2. 1731. 
a «) S. 4 f. 

**•) Städte Nr. 14. Juli 4. 1732. 
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weiss was für umstände“ fallierte, waren gleich zwei Fabrikanten wieder 
da, die sic neu errichteten 2!? ). 

Die unausgesetzten Bemühungen von Jülich-Berg waren so doch end- 
lich von Erfolg gekrönt worden. Energisches mit Ausdauer gepaartes 
Zugreifen konnte trotz aller Hindernisse auch in den schwierigen Wirt- 
schaftsverhältnissen des Rheinlandes siegreich durchdringen. Freilich 
war das Schicksal der Regierung hold gewesen, aber sie hatte auch 
die Gunst des Augenblicks klug und schnell benutzt. In dem ent- 
scheidenden Momente, als die Kölner Emigranten um Aufnahme in den 
jülich-bergischen Staatsverband baten, hatte sie nicht gezögert, sondern 
mit fester Hand zugegriffen. Durch die Aussicht auf politische und 
wirtschaftliche Vorteile war es geglückt, die leistungsfähigsten Elemente 
der Kölner Emigranten auf Mülheim zu lenken. Die Abwanderung 
bedeutete für die rheinische Metropole einen ganz erheblichen Schaden, 
und das Minus, das sie erlitt, kam als Plus Mülheim zu gute. Mit 
überraschender Schnelligkeit erstarkte die dortige Industrie, welche jetzt 
voll die Gunst der geographischen Lage des bergischen Städtchens genoss : 
im Jahre 1714 wurde der Grund zu der heutigen industriellen Bedeutung 
Mülheims gelegt. 

So war Mülheim in die merkwürdige Reihe jener bergischen 
Städte und Ortschaften eingetreten, die ihre Bedeutung zum nicht ge- 
ringen Teile der Einwanderung fremder Kaufmannsfamilien verdankten, 
welche durch die religiösen Bewegungen aus ihrer alten Heimat ver- 
trieben waren. Die kluge und von modernen Toleranzgedanken ge- 
tragene Politik der jülich-bergischen Regierung hatte sie an sich zu 
ziehen und zu halten gewusst 2i *). Nicht die Stadt Köln, der natür- 
liche wirtschaftliche Mittelpunkt der Rheinlande, hatte diesen Familien 
ein Heim geboten, das verhinderte ihre ablehnende Haltung gegen Nicht- 
katholiken. Die politisch schon genugsam isolierte Stadt geriet ohne 
dies belebende Element in immer grössere Stagnation 229 ) ; die Gewerbe- 
tätigkeit starb fast aus, der Eigenhandel sank zur Spedition und Kom- 
mission herab, Köln war gegen Ende des 18. Jahrhunderts die Stadt 
der Bettler. Als dann aber die tiefgehende Bewegung von Westen her 

ä ”) Mülheim, Stadtarchiv Heft 4, Verschiedenes. Vgl. auch das be- 
merkenswerte Gutachten der Duisburger Kaufleute über Mülheim aus dem 
Jahre 1740; bei Averdunk , Die Duisburger Börtschiffahrt, S. 42. 

228 ) v. Mering-Reischert, Zur Geschichte der Stadt Köln a. Rh,, Köln 
1838 bis 1840, Bd. IV, 38. 

JW ) Vgl. J. Hansen, Gustav v. Mevissen (1906) I, 196 f. 


Digitized by Google 



57 


die alten Zustände über den Haufen warf, die französische Okkupation 
die rheinischen Kleinstaaten ebenso wie die Reichsfreiheit der Städte 
beseitigte, kam Kölns tatsächliche Superiorität auf wirtschaftlichem Ge- 
biete neuerdings zur Geltung, und nun beobachten wir den eigentüm- 
lichen Vorgang eines Rückstroms jener einst ins Bergische eingewanderten 
protestantischen Kaufleute, welche jetzt, als die künstlichen Schranken 
gefallen waren, dem natürlichen Handels- und Verkehrszentrum wieder 
zustrebten 280 ). In den Jahren 1806 — 1814 namentlich sind zahlreiche 
wohlhabende Emigranten, durch die Zollverhältnisse gedrängt, aus dem 
damaligen Grossherzogtum Berg zurück nach Köln gekommen 231 ). Sie 
führten wichtige nette Industriezweige, vor allem die eine Zeit lang 
blühende Baumwollindustrie, dort ein. Diese Einwanderung hat dann 
in der preussischen Zeit nicht aufgehört, die führenden Männer im 
späteren Wirtschaftsleben der Rheinmetropole entstammten vielmehr 
meist den Kreisen solcher Einwanderer. So wurde jenes Eiuwanderer- 
element, in später Zeit freilich, für Köln doch noch von hoher Be- 
deutung. Sein unternehmender Sinn führte, vereint mit ausgezeichneten 
einheimischen Kräften, die Stadt erst zur vollen modernen Entwicklung. 


s3 °) Vgl, M. Schwann, Geschichte der Kölner Handelskammer (1906) 
I, 224 ff. ; Zeyss, Die Entstehung der Handelskammern und die Industrie am 
Niederrhein (1907) S. 62, 135. 

“‘) M. Schwann a. a. O. I, 247 f. 
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Lebenslauf. 


Am 16. Mär« 1883 wurde ich, Leo Schwering, kath. Konfession, 
Sohn des Kgl. Gymnasialdirektors Prof. I)r. Karl Schwering und seiner 
Gemahlin Elisabeth geh. Bisping, zu Coesfeld i. W. geboren. Ich be- 
suchte die Gymnasien zu Dören und Trier, sowie das Apostelgymnasium 
in Köln, das ich zu Herbst 1 903 mit dem Zeugnis der Reife verliess. 
Hierauf bezog ich die Rheinische Friedrich-Willielms-Universität zu Bonn, 
um dort Geschichte, Erdkunde, Deutsch und Latein zu studieren. Ich 
hörte Vorlesungen u. a. bei den Herren Professoren: v. Bezold, Bue- 
cheler, Drescher, Dyroff, Elter, Erdmann, Franck, Freytag, Jäger, 
Levison, Litzmann, Marx, Rein, Ritter, Schrörs, Schulte, Wentscher 
und Wilmanns. Die Teilnahme an ihren Seminaren und Proseminaren 
gestatteten mir die Herren: Franck, Litzmann, Rein, Ritter und Schulte. 

Allen meinen Lehrern schulde ich grossen Dank; vor allem aber 
Herrn Geheimrat Prof. Dr. A. Schulte, der mir bei Anfertigung dieser 
Arbeit stets ratend und helfend zur Seite stand. Ferner ist es mir 
eine angenehme Pflicht, dem Direktor des Kölner Stadtarchives Herrn 
Prof. Dr J. Hansen für seine Anregungen meinen aufrichtigen Dank 
abzustatten, sowie namentlich den Herren Stadtarchivar Dr. H. Keussen 
und Dr. Bruno Kuske, die mit wahrhaft unerschöpflicher Liebenswürdig- 
keit mich in jeder Hinsicht unterstützt haben, und von denen letzterer 
auch die Anregung zu dieser Arbeit gab. Endlich fühlt sich der Ver- 
fasser den Vorständen und Leitern der Archive, deren Akten bereit- 
willigst zur Verfügung gestellt, oder abschriftlich zugesandt wurden, zu 
Dank verpflichtet. Den Kgl. Staatsarchiven zu Coblenz, Düsseldorf und 
Wetzlar, dem Grossherzoglichen General - Landesarchiv zu Karlsruhe, 
dem Kgl. Kreis - Archiv zu Würzburg, dem K. u. K. Haus-, Ilof- 
und Staatsarchiv zu Wien, sowie dem Presbyterium der evangelischen 
Gemeinde in Köln für die Benutzung des Gemeindearchivs. 

Die mündliche Promotionsprüfung bestand ich am 5. Juni 1907. 
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